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Editorial 


Nach dem temperamentvollen Ausbruch gegen Westinfoläden, die übrige 
westdeutsche Linke und andere westliche Landsleute im letzten "telegraph" 
soll es diesmal wieder mehr um die Vertiefung des Themas gehen. Das kann 
nicht in dem Sinne geschehen, daß wir wie die PDS und die verflossene und 
zukünftige Gerechtigkeitspartei am liebsten "unsere" Mauer wiederhaben 
wollen oder wenigstens alle Ostdeutschen für trefflich und alle Westdeutschen 
für böse Tiere erklären. Das ist wieder mal eine dieser platten Versatzstücke 
vom Typ "Zweibeiner gut, Vierbeiner schlecht” aus Orwells "Farm der Tiere“. 
Es geht vielmehr eigentlich darum, welche Werte "wir", also die 
Sympathisanten dieser Zeitschrift und vielleicht auch die ostdeutschen 
Basisgruppen im Unterschied zur westdeutschen Gesellschaft, den 
Westdeutschen, zur westdeutschen Linken, aber sicher auch im Unterschied 
zur ostdeutschen Bevölkerung und der PDS und anderen ostdeutschen Parteien 
und Gruppen als wegweisend empfinden. Da wir nur ein ostdeutsches Infoheft 
und kein Organ sind und sein wollen, versuchen wir zunächst einmal einige 
Fragen zu stellen. Die Antworten werden nur im gemeinsamen Gespräch, 
beispielsweise auf neuen Vernetzungstreffen gefunden werden können. 

Ein Thema das sicher dazu gehört, das der möglichen Bündnisgenossen, 
versuchen wir mit dem zweiten Teil der Interviews mit Erhardt Neubert 
anzugehen: Was ist eigentlich aus den Linken in der Evangelischen Kirche 
geworden, wie haben sie sich verändert, was haben wir noch mit ihnen zu tun, 
können wir noch partiell mit ihnen zusammenarbeiten? Die nur schwach 
verdeckte Hilfs- und Hoffnungslosigkeit, mit der das Interview endet, zeigt 
jedenfalls eine wichtige Gemeinsamkeit. 

Im übrigen geht es wieder mal um das lästige, aber immer wieder 
aktuelle Stasithema... 

Auch der Herr Bahro und sein ehemaliger Anwalt Gregor Gysi sind 
diesmal wieder dabei. Während sich der erstere zum neurechten Okofürsten 
mausert, legte letzterer eine Antifaschistin aus seiner Partei an die Kette und 
übte vor der Fernsehkamera " small talk“ mit einer einschlägig bekannten 
Nazigröße aus Österreich. 

Wir haben weiterhin Computerprobleme und bitten gröbere Layoutfehler 


zu entschuldigen. 
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Ostdeutsches Vernetzungstreffen 
- dıe Dritte 


Nach der großen Wende-Flaute gibt 
es in Ostdeutschland jetzt keinen 
Mangel an Gruppen mehr. 
Schwierigkeiten bereitet aber nach 
wie vor die regionale Verbindung 
zwischen den lokalen Gruppen und 
erst recht der überregionale 
Zusammenhang. Aus diesem Mangel 
heraus gab es bereits zwei 
ostdeutsche Vernetzungstreffen. 
Schon beim zweiten Treffen gelang 
es immerhin, eine Arbeitsgruppe 
halbwegs effektiv durchzuführen. In 
Magdeburg sollte es bei einem neuen 
Treffen am 19.-21. März endlich an 
die harte Themenarbeit gehen. In 
einem besonders ungemütlichen PDS- 
Saal in der Magdeburger "City" 
zerbrachen sich bei hoher Smogbe- 
lastung 60 NichtgenossInnen die 
Köpfe über "Vernetzung", "Blick- 
punkt Antifaschismus - Blindheit für 
andere Themen" und schließlich über 
mögliche Perspektiven der gestran- 
deten Ostberliner "BesetzerIn- 
nenzeitung" 
a In der Arbeitsgruppe 
Organisierung" sollten eigentlich 
Fragen zur besseren Vernetzung der 
Gruppen, wie zum Beispiel 
schnellerer Informationsaustausch, 
gegenseitige Unterstützung bei 
Aktionen oder Austausch von Erfah- 
fungen der unterschiedlichen Projekte 
besprochen werden. Die Beteiligung, 
es waren nur etwa zehn Leute in der 
Gruppe, blieb wegen weitverbreitetem 
Desinteresse an organisatorischen 
Fragen schr mäßig. Es sollte dennoch 
anders kommen, Bevor die Gruppe 
mit ihrer Arbeit richtig beginnen 
konnte, erfuhr die Diskussion schon 
ihre entscheidende Wendung. Die 
Magdeburger Vorbereitungsgruppe 
stellte zwei Papiere zur Diskussion, 
die, wie es schien, sie. sehr be- 
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schäftigt hatten, "Wir sind doch kein 
Kampagnenheinz" und "Noch ein 
ketzerisches Papier", beide von der 
Westberliner Gruppe "Heinz Schenk”. 
In diesem. versucht sich ein frustrier- 
ter Autonomer (West) sehr subjektiv 
mit seinen autonomen Strukturen 
(West) auseinanderzusetzen, Leider 
ohne Erfolg. 
Fehlende Konstruktivität, Konti- 
nuität und fehlende Perspektiven ın 
der autonomen Bewegung (West wie 
Ost), so die einhellige Meinung, seıen 
nun mal kaum hauptsächliche Folge 
mangelnder Organisation. Eine solche 
Schlußfolgerung sei wohl eher das 
Ergebnis einer zu oberflächlichen 
Analyse, die gerade in diesen Papie- 
ren als wichtiges Defizit beklagt 
wird. Hier beißt sich die Schlange 
doch wohl selbst in den Schwanz . 
Abgesehen von diesem relativ 
schwachen Diskussionsansatz entwi- 
ckelte sich dann doch eine ziemliche 
turbulente Debatte über Sinn und 
Unsinn von Strukturen. Die Meinung 
einiger Magdeburger, nur durch eıne, 
so wörtlich, "Organisierung aller re- 
volutionären Kräfte" könne ee = 
"gesellschaftlicher Akzeptanz ge auf 
gen, stieß zu ihrer Enttäuschung 
taube Ohren oder gar Geläc Pe 
Vielmehr wurde klar, wie wichtig 
vielen solche Strukturen wen 
Vernetzung oder die regelmä 2 
Treffen sind, doch auch c 5 
Ängste vor Fremdbestimmung u 
auswuchernde hierarchische Organı 
sationen bestehen. Das Finden ni 
Perspektiven, das Leben Ba =ä 
Ideen oder auch der Kampf n £ 
meinsame Ziele seien Ausdruc k ja 
Gruppen in ihrer konkreten Bun ei 
und nicht irgendeiner ee 
Kampfstrategie. Organisation bedeute 
daher nicht Belebung, sondern nur 
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Einbuße an Lebendigkeit. Die Dis- 
kussion über diese Fragen müsse 
ständig weitergeführt werden, denn 
selbst in kleine Gruppen hätten sich 
zum Teil schon hierarchische Stru- 
kturen, wie zum Beispiel Guruposi- 
tionen oder Informationsmonopole 
eingeschlichen. Leider wird uns also 
dieses Thema noch die nächsten 
hundert Jahre verfolgen. Viel Spaß 
dabei! 

Die nächste Arbeitsgruppe soll- 
te nach dem Willen der Veranstalter 
dem Thema "Blindheit für andere 
Themen" dienen, die Bestimmung des 
Verhältnisses zur Presse war hinzuge- 
kommen. Als Stichwort galten zu- 
nächst die üblichen Schlagworte. Die 
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Antifa-Arbeit müsse auf die 
Diskussion von Patriarchat, 
Imperialismus und Milita- 
rismus erweitert werden. 
Aber zumindestens die 
Patriarchatsdiskussion fand 
bei den Frauen lebhaften 
Anklang. Bei den Männern 
gab es einerseits Unver- 
ständnis, andererseits 
Schuldbewußtsein und zum 
Teil sehr eilfertige Versuche 
zum Verständnis. Das führt 
offenbar aber wiederum oft 
dazu, daß die Frauen in 
ihrer eigenen Szene 
Erniedrigungen kompensie- 
ren, die sie zum großen Teil 
von ganz anderen Leuten 
erfahren haben. 

Von diesem für alle rela- 
tiv neuen Themenkreis ab- 
gesehen, war bei den 
Ostdeutschen deutlich Unbe- 
hagen zu spüren, über die 
Erweiterung der Themen in 

- den Formeln nachzudenken, 
die man früher in der Schu- 
le vom Staatsbürgerkun- 
delehrer serviert bekam. Ein 
Leipziger sagte geradezu: 
"Wir machen Antifa-Arbeit 
und interessieren uns nicht 

für Ideologie". Damit drückte er 
recht deutlich die Ablehnung aus, die 
viele gegenüber "linkem" 

Wortgeklingel empfinden. Man würde 

es gern etwas weniger abstrakt und 
mehr wirklichkeitsnäher ausdrükken. 

Das allerdings muß sehr bald 

geschehen. Wenn die ostdeutschen 

Gruppen nicht gezwungen sein wol- 

len, sich dieser oder jener politischen 

Sekte der westdeutschen Linken an- 

zuschließen, werden sie genötigt sein, 

Selbstbewußtsein zu fassen und sich 

über ihre eigenen Erfahrungen und 
die daraus resultierenden Themen und 

Zielstellungen klarzuwerden, 

Andere Schwierigkeiten bot die 

Frage der Vermittlung zum Normal- 


bürger. Einige Gruppenvertreter äus- 
serten deutliche Ablehnung, mit die- 
sen Menschen überhaupt zu reden. 
Von den meisten wurde allerdings die 
Notwendigkeit eines breiteren Bünd- 
nisses durchaus begriffen, es fehlt 
aber allerorten an Räumen und tech- 
nischen Vorraussetzungen. Empfohlen 
wurden Infoläden, in denen Veran- 
staltungen stattfinden oder kleine 
Stadtzeitungen verteilt werden kön- 
nen. Aber wenn solche Möglichkeiten 
fehlen, kann man beispielsweise auch 
über Stadtteilfeste mit den Bürgern 
ins Gespräch kommen. Mit der 
bürgerlichen Presse gab es sehr 
unterschiedliche Erfahrungen. Kleine 
Lokalzeitungen drucken teilweise, oh- 
ne allzuviel Streichungen, Erklärun- 
en und Texte der Gruppen ab. 
Wesentlich schwieriger ist das bei- 
spielsweise bei den Thüringer Zeitun- 
gen, die fast alle dem HoltzbrinKk- 
Konzern gehören. 

Ein schlechtes Beispiel für 
Publikumsvermittlung lieferten in der 
Arbeitsgruppe dann die Ostberliner, 
die in Siegerpose antralen und wissen 
ließen, welche großartige Vermitt- 
lungsarbeit im Prenzlauer Berg durch 
die WBA-Initiative geleistet wurde. 
Geredet wurde von einer erfolgrei- 
chen Demonstration mit 10.000 Teil- 
nehmern, nicht aber von Schwierig" 
keiten, z.B. der derzeit wieder ur 
serst flauen Beteiligung an er WBA- 
Initiative. Das ruhmredige Aue 
der Ostberliner wirkte ganz re 
unangemessen wie die gelegentlic 
nervenden Gastreden eines Westdeut- 
schen. Letzterer referierte beispiels- 
weise darüber, daß wir versuchen 
müßten, die Trennung zwischen pfI- 
vatem und politischem Leben aufzu- 

eben. Bei aller Notwendigkeit zUI 
Selbstkritik der ostdeutschen Gruppen 
ist dies nun gerade ein Vorwurf, der 
sie gar nicht trifft, dafür aber umso 
mehr viele westdeutsche Linke. An 
dieser Stelle hätte es eigentlich eın 
donnerndes Gelächter geben müssen, 
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leider waren die ostdeutschen Grup- 
penvertreter aber viel zu unsicher 
und zu wenig souverän, um sich das 
leisten zu können. 

In der letzten Arbeitsgruppe zur 
"BesetzerInnenzeitung" verlief die 
Diskussion zur Abwechslung erstaun- 
lich harmonisch und konstruktiv, so- 
daß am Ende ein Konzept für die 
"BZ" als überregionales ostdeutsches 
Info-Blatt stand. Die BZ-Redakteure 
sollen aus dem Gebiet der deutschen 
Reichsbahn rekrutiert werden, Die 
Redaktion trifft sich regelmäßig bei 
den Ostvernetzungstreffen als eigene 
Arbeitsgemeinschaft. Die Erschei- 
nungsweise soll monatlich sein, Die 
einzelnen Nummern des Info-Heftes 
werden von der Berliner Rumpfre- 
daktion mit einer jeweils wechselnden 
Stadt gemacht. Inhaltlich soll ein Mix 
aus aktuellen Themen und einem 
Schwerpunktthema entstehen. Auf 
diese Weise will man erreichen, daß 
im Unterschied zu konventionellen 
Info-Blättern die neue "BZ" keine 
Flugblattsammlung wird. 

Vorläufig hat das Blatt die Be- 
zeichnung "Zeitung für die besetzien 
Gebiete", ein Name, der die Gefahr 
trägt, eine ziemlich trübe Interessen- 
lage zu bedienen. Es kann eben nicht 
darum gehen, nachträglich eine 
Notgemeinschaft der ehemaligen 
DDR-Bürger vom Stasioffizier Wie- 

and bis zum Faschisten Hübner zu 
beschwören (vor der Erhardt Neubert 
im Interview im letzten "telegraph" 
warnte). Ein sinnvolles Ziel kann es 
dagegen sein, die gan? eıgenen 
Grundsätze ostdeutscher Basısgruppen 
zu formulieren. Das ist schwierig 
genug und läßt sich nicht in einen 
gut präsentierbaren Halbsatz gießen. 


Es könnte aber lohnend sein, 
kaiwojan 
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Aufarbeitung ın der Hallenser Szene 


Das Infoheft " Subbotnik" kämpft für einen ehemaligen 
Inoffiziellen Mitarbeiter der Staatssicherheit 


Wer Anfang Februar das "Subbotnik 
in LA" aus Halle aufschlug, erfuhr 
überrascht, daß ein ganzes Heft dem 
Thema Stasi galt. Das ist für die 
"autonome Szene" neu (zu der, wie 
man aus der Zeitschriftenschau er- 
fährt, die Hallenser nicht den "tele- 
graph" rechnen - vielleicht sollten sie 
das mal dem Verfassungsschutz 
erklären, von dem wir neulich unter 
der Rubrik "autonome Gewalt" zitiert 
wurden). 

Für das Heft wird eine diffe- 
renzierte Betrachtung des Stasi-The- 
mas angekündigt und es gibt zunächst 
auch ganz gute Ansätze dazu. Richtig 
wird beispielsweise von "TK" gesagt, 
daß kleine IM zum Abschuß freige- 
geben werden, während gleichzeitig 
zahlreiche MfS-Leute in neue Dienste 
übernommen werden. Ein Dietmar 
Webel kommentiert das FÜr und 
Wider der Herausgabe der Hallenser 
IM- und Stasimitarbeiterlisten und 
kommt dann zur Frage, wie mit ehe- 
maligen MfS-Mitarbeitern in Zukunft 
umzugehen ist. Nach einer Prüfung 
des Sachverhalts müsse die Reha- 
bilitierung möglich sein. Das wird 
dann in einem ziemlich flachen Inter- 
view mit einem früheren Inoffiziellen 
Mitarbeiter beispielhaft realisiert, der 
jetzt zur Hallenser Szene gehört. Von 
der zuvor geforderten gründlichen 
Prüfung oder gar einer Einsichtnahme 
in die IM-Akte kann dabei keine 
Rede sein. Die Subbotnik-Leute zei- 
gen sich vielmehr bemüht, dem IM 
die Chance zur allgemeinen Faselei 
und zur öffentlichen Selbstreinigung 
zu geben. Daß dabei auch noch der 
Name des Herrn schamhaft mit 
einem "S." verkürzt wurde, schlägt 
dem Faß den Boden aus. Deshalb ist 
es, trotz des bestimmt folgenden De- 
nunziationsvorwurfs, im Rahmen des 
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"telegraph” notwendig hinzuzufügen, 
daß es sich um den 1966 geborenen 
Jens Scheffran alias IMS "Frank Sur- 
bier" handelt, der 1986 von der 
Bezirksverwaltung Halle, Abteilung 
XX angeworben wurde, also vermut- 
lich schon einige Zeit vorher als IM- 
Vorlauf geführt wurde. Von einer 
Archivierung des IM-Vorganges ist 
keine Rede, sodaß man, im Gegen- 
satz zu seinen eigenen Angaben, zu- 
nächst mal davon ausgehen muß, daß 
er bis zuletzt für den Verein gearbei- 
tet hat. 

Nach diesem ziemlich zwei- 
felhaften Aufarbeitungsversuch folgt 
eine Rezension zu Gisela Karaus Sta- 
siprotokollen, an der man vielleicht 
ein wenig zu viel Verständnis für die 
schwierige Situation der DDR-No- 
menklatura und der Stasi-Mitarbeiter 
kritisieren könnte und weniger für 
die, die zur gleichen Zeit in Bautzen 
einsaßen - aber das sind Ansichts- 
sachen. Dann wird unter der Über- 
schrift "Umgang der neuen Ge- 
rechtigkeitsapostel mit der MfS-Prob- 
lematik” bereits wieder der Rückzug 
angetreten. Aus dem ziemlich unkla- 
ren Artikel läßt sich entnehmen, daß 
eine CDU-Studentenorganisation ge- 
gen die Kandidatur eines ehemaligen 
IM für die Studentenvertretung pole- 
misierte. Da nicht geleugnet werden 
kann, daß es sich tatsächlich um 
einen ehemaligen IM handelt und 
sich daraufhin eine Gruppe von lin- 
ken Studenten mit der Stasi-Proble- 
matik beschäftigen will, ist nicht 
recht ersichtlich, was die Überschrift 
soll. Konsequent könnte sein, daß 
"Subbotnik" dann das Thema mit 
einer Dokumentation aus der "Inte- 
rim" über den Einsatz verdeckter 
Ermittler in Tübingen fortfährt. Aber 
schon dıe "Nachtgedanken zum 


Thema" beschäftigen sich nur noch 
mit den westlichen Erfahrungen mit 
Geheimdiensten, obwohl doch bei- 
spielsweise die Unterscheidung zwi- 
schen Ermittlern, die bloß beobachten 
und soichen, die in eine aktive und 
zersetzende Rolle spielen, zum Ver- 
gleich zu den IMS und den IMB in 
der DDR einlädt. Dann hätte freilich 
die Bemerkung, daß sich "beide Ar- 
ten nicht voneinander trennen lassen”, 
eine negative Rückwirkung auf das 
läppische Interview mit dem IMS 
"Frank Surbier" gehabt. Ebenso hätte 
man die Erläuterung des amerikanı- 
schen Cintelpro-Programms mit der 
Zersetzungsanordnung der Stasi 
parallelisieren können und Erfah- 
rungen von linken DDR-Oppositio- 
nellen einbeziehen können, Gibt es ın 
Halle keine Leute dieser Altersstufe 
oder waren sie alle auf den anderen 
Seite? we. 
Aber es geht dem "Subbotnik 

ganz offenbar nicht darum. Die Bot- 
schaft des Heftes ist: Früher hätten 
wir die Stasi. Das ist vorbei. Jetzt 
haben wir die westlichen Geheim- 
dienste, Hier werden die eigenen Er- 
fahrungen mit dem Staatsbürger- 
kundelehrer, den "Volkspolizısten 

und diesem ganzen vernagelten DDR- 
System weggedrängt, um endlich, 
endlich von den Westlinken 
akzeptiert zu werden. Es ist natürlich 
anstrengend, sich zu erinnern, die 
eigene Erinnerung zu eigenständigen 
Erfahrungen zu verallgemeinern und 
für die Anerkennung dieser Erfah- 
rungen gegen allgemein anerkannte 
Versatzstücke zu kämpfen. Aber das 
ist die einzige Möglichkeit für eine 
autonome Bewegung in ihrem wirk- 
lichen Wortsinne (griech.: autos + 
nomos = selbstbestimmt). Und die 
Aufnahme der Erfahrungen derje- 
nigen, die das stalinistische System 
von links bekämpft haben, kann den 
Linken überall auf der Welt neue 
Einsichten in das ermöglichen, was 
nicht geht, ist eine Überlebensbedin- 
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gung, Ä 
Insgesamt könnte man zum. 
Februar-"Subbotnik" sagen, daß ein 
solcher thematischer Versuch zum 
Thema Stasi vielleicht aus Göttingen 
oder Westberlin verständlich und neu, 
wenn auch in keiner Weise ausrei- 
chend gewesen wäre, als Beitrag aus 
der ehemaligen DDR ist es oberfläch- 
lich und völlig ungenügend. Fehlt nur 
noch die Bemerkung eines gewissen 
Alidosz aus dem Leitartikel: "Wenn 
sich in den letzten Jahren dann doch 
irgendwo Widerstand regte, so fand 
ein Spiegelredakteur eines Morgens 
eine Akte aus einer von einem unbe- 
stechlichen Pfarrer geleiteten Behörde 
und die Öffentlichkeit war wieder 
über Monate mit einem Stasiskandal 
beschäftigt." Das ist, bei allem Miß- 
vergnügen an dem, was der "Spiegel" 
betreibt, einfach nur noch beknackt, 
Klar wird das Thema des Hefts 
und die Herangehensweise der "Sub- 
botnik"-Redaktion erst, wenn man 
weiß, daß Leute aus Erfurter Grup- 
pen bei der Jubiläumsfeier des Hal- 
lenser Infoladens in der Kellerstraße 
im September vorigen Jahres von 
Bekannten erfahren hatten, daß im 
Infoladen ein ehemaliger IM Zugang 
zu allen möglichen Materialien und 
Informationen hat, In Erfurt laufen in 
mehreren Gruppen Versuche, mit der 
Vergangenheit von belasteten Mit- 
arbeitern einen Umgang zu finden, 
Deshalb gab es Anfragen an die 
Kellerstraße, ob die Information 
richtig ist und ob eine Aufarbeitung 
erfolgt. Die Antwort aus Halle war, 
daß das die Erfurter nichts angeht, 
Das löste in Erfurt begreiflicherweise 
Mißstimmung aus, Leute, die sich um 
die Aufarbeitung drücken, sO die 
Erfurter, seien erpreßbar und damit 
ein Sicherheitsrisiko,. Dadurch fühlten 
sich die Hallenser in die Ecke ge- 
drängt und machten das beschriebene 
"Subbotnik"-Heft, Der ehemalige IM 
äußert im Interview zu den Vor- 
würfen aus Erfurt in der schlampigen 
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äußert im Interview zu den Vor- 
würfen aus Erfurt in der schlampigen 
und unklaren Sprache, die die Re- 
daktion Subbotnik durchgehen läßt: 
"Das war für mich schon ein schwe- 
rer Schlag. Weil ich mich vor dieser 
Listenveröffentlichung ziemlich aktiv 
beteiligt habe an Antifasachen, auch 
bundesweit, und ich kann erst mal 
nicht verstehen, warum Leute aus Er- 
furt das wissen, und die Reaktionen 
von den Leuten, die dort ganz andere 
waren, als hier in Halle bei Leuten, 
die mich kannten, daß die halt nicht 
versucht haben, sich mit mir ausei- 
nanderzusetzen. Sie haben mir zwar 
angeboten, ich soll dort hinfahren 
und mich rechtfertigen, aber ich habe 
das alles nicht für sehr sinnvoll ge- 
halten, Also für mich war das schon 
kraß." 

Das ist in der Tat ziemlich 
kraß, aber die Hallenser Freunde von 
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Jens Scheffran scheinen 
tatsächlich zu glauben, mit 
diesem Gespräch wäre die 
Angelegenheit IMS "Frank 
Surbier" erledigt und es 
könne nun nichts mehr 
nachkommen. Die 
Erfahrungen, die anderenorts 
gemacht wurden, besagen 
ganz Anderes. Den ersten 
Stellungnahmen von ehema- 
ligen folgen nach neu 
auftauchenden Unterlagen 
immer neue Korrekturen, 
Versionen und Lügen. Bisher 
hat kaum ein IM die ganze 
Wahrheit gestanden, erst recht 
keiner, der schwer belastet ist. 
Ein endgültiges Bild kann erst 
gewonnen werden, wenn die 
IM-Akte eingesehen werden 
kann. Bewährt hat sich jetzt 
das Verfahren, neu entdeckten 
Inoffiziellen Mitarbeitern 
mitzuteilen, daß die IM-Akte 
angefordert wird und sie 
aufzufordern, zuvor eine Stel- 
lungnahme zu schreiben. Auf 
diese Weise können sie einerseits 
eine persönliche Erklärung machen, 
andererseits kann nach der Einsicht 
festgestellt werden, wieweit ihre 
Darstellung mit den tatsächlichen 
Vorgängen übereinstimmt, In allen 
bisher bekannten Fällen tauchen bei 
der Einsicht schlimme Details auf 
und bevor die nicht für jeden Betrof- 
fenen und Interessierten Öffentlich 
sind, bleibt der ehemalige IM erpreß- 
bar und ein Sicherheitsrisiko. 

. Und schließlich muß, ohne die 
Anderungsfähigkeit von Menschen zu 
bestreiten, auch die charakterliche 
Frage gestellt werden. Wird jemand, 
der sich, aus welchen Irrtümern auch 
immer, zu verschiedenen Graden von 
Verrat an seinen Freunden bereitge- 
funden hat, dies wirklich und in kei- 
nem Fall wieder tun? Ein Lokomo- 
tivführer, der mit seinem Zug einen 
Unfall gebaut hat, wird eine Zeitlang 


keine Lokomotive mehr führen kön- 
nen. Können es die Leute in der Hal- 
lenser Kellerstraße gegenüber 
Besuchern verantworten und ent- 
spricht es dem sorgfältigen Umgang 
mit zum Teil sensiblen Informa- 
tionen, zur Arbeit im Infoladen 
ausgerechnet einen ehemaligen Inoffi- 
ziellen Mitarbeiter heranzuziehen? 

Die Stasi ist eben nicht tot und 
vergessen. Wir müssen uns mit ihrem 
Erbe, den durch böse Erlebnisse zum 
Teil sehr problematischen, aber den- 
noch bedauernswerten Opfern ausei- 
nandersetzen und mit der 
Bevölkerung, die ihre Kompromisse 
mit dem System nur allzugern 
projektiv verarbeiten möchte. Die 
Täter von gestern aber setzen ihre 
Tätigkeit nach altem Muster in neuen 
Diensten fort. Manche machen das 
ganz freiwillig, andere werden mit 
ihrer Vergangenheit erpreßt. 

Auch das Gelächter und die 
Ignoranz von Seiten der Westlinken 
wird sehr bald verstummen. Die man- 
gelnde Beschäftigung mit den wirk- 
lichen Zuständen in der DDR in der 
Vergangenheit, die damalige Ideali- 
sierung des "real existierenden 
Sozialismus" und die teilweise Identi- 
fizierung mit stalinistischen Ideen 
wird sich tragisch rächen, wie sich 
für die vom "Subbotnik" so bezeich- 
neten "selbst ernannten Stasiexperten" 
mittlerweile aus Halbsätzen in man- 
chen Operativen Vorgängen andeutet. 
Schon jetzt ist aus den Unterlagen 
ersichtlich, daß die Durchsetzung der 
linken Szene der alten Bundesrepu- 


blik ein angestrebtes und erreichtes 


Ziel war. Die angeblich vernichteten 
Dateien der HVA sind, wie sich an 
neueren Prozessen zeigt, eben noch 
vorhanden. Große Teile des Materials 
werden offenbar gerade von bundes- 
deutschen Behörden "aufgearbeitet" 
(liegen aber eben leider nicht zur 
Einsicht in der Gauck-Behörde). Die 
Lage ist deshalb sehr viel gefähr- 
licher als in Ostdeutschland, weil eine 
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IM-Tätigkeit in der DDR nicht 
strafbar ist, wohl aber die gleiche 
Aktivität für die Stasi in der alten 
Bundesrepublik als "landesverräte- 
rische Agententätigkeit” gılt und 
ziemlich hoch bestraft wird. Die 
"selbst ernannten Stasiexperten" wer- 
den niemand denunzieren . Dem Fall 
Croissant dürfte ein Rattenschwanz 
von Prozessen folgen. Und angeblich 
oder tatsächliche vorliegende Mate- 
rialien können im Vorfeld der Wahl 
leicht ein populärer Vorwand für 
Durchsuchungen werden. Die viel 
gefährlicheren ehemaligen IM der 
Stasi in Westdeutschland sind aber 
die, gegen die kein Prozeß eröffnet 
wird. Es ist wahrscheinlich keine 
kühne Behauptung, daß die "Dienste" 
der BRD in Zukunft Erpressungs- 
opfer in viel zu vielen linken Grup- 
pen finden werden. Und es ist die 
Frage, ob das nicht schon längst ge- 
schieht. Auch in Westdeutschland 
wird es eine Überlebensnotwendigkeit 
für Gruppen werden, ehemalige IM 
der Staatssicherheit zu enttarnen, 
ohne Zurückhaltung und persönliche 
Ressentiments sämtliche Details zu 
klären und einen Modus vivendi mit 
den ehemaligen IM zu finden. Das 
soll keine Panikmache, keine Provo- 
kation und keine Revanche für Ver- 
gangene Überheblichkeiten sein, es 1st 
ein wohlmeinender Ratschlag, nicht 
mehr und nicht weniger. F 
W. Rüddenklau 
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Kirche als Ort des Widerstandes? 


Der Theologe Erhardt Neubert zu seinen Positionen in einer 
herrschaftsfreundlichen Institution 


Im vorigen Heft fragten wir den Theologen und Berater der Bündnis 90- 
Leute im Stolpe-Untersuchungsausschuß über die Perspektiven der 
Affäre Stolpe. Im vorlisgenden zweiten Teil des Gesprächs interessiert 
uns die Person Erhardt Neubert. Was hat einen halbwegs vernünftigen 
Menschen in der DDR zur Evangelischen Kirche getrieben und was hält 
ihn dort noch, nachdem sie nach der Wende alle Anstrengungen 
macht, endlich wieder Kirche der Mächtigen zu werden. Was sucht ein 
Linker in der Kirche, gibt es in dieser Kirche noch Linke, die als 


Bündnispartner in Frage kommen? 


"telegraph“: Du giltst als Theologe, der 
sich schon immer im Widerstand mit dem 
Establishement in Kirche und Staat 
befunden hat. Könntest Du etwas darüber 
sagen, wie sich das biographisch herleitet, 
wann und wie das begonnen hat? 
Erhardt Neubert: Ich bin 940 geboren, 
habe 1958 bis 1963 in Jena Theologie 
studiert. Ich komme aus einer alten 
Pfarrersfamilie mit Tradition und war 
infolge dieser thüringer theologischen 
Sozialisation zunächst auf Anpassung 
bedacht. Ich hatte eine klare Motivation, 
Pfarrer zu sein und mir war in Fleisch 
und Blut übergegangen, daß man dafür 
auch einen Preis zu bezahlen hat. 
“telegraph“: Das war die thüringer Linie 
der Evangelischen Kirche unter dem 
Altbischof Mitzenheim. 
Erhardt Neubert: Es gab aber einige 
Jugenderfahrungen, die mich sehr geprägt 
haben. Ich war 13, als mein Bruder we- 
gen Mitgliedschaft in der Jungen Gemein- 
de von der Oberschule flog. Die anderen 
Junge-Gemeinde-Mitglieder wurden ver- 
haftet, aber er konnte nach Westberlin 
fliehen. Eine andere Erfahrung war, daß 
ich Anfang der fünfziger Jahre den Bi- 
schof Mitzenheim als Kämpfer, als 
Scharfmacher gegen den Staat erlebt 
habe. Ich kann mich sogar noch an die 
Predigt erinnern, die er in Sonneberg 
gehalten hat: "Wenn uns der Staat nicht 
in Ruhe läßt, werde ich das thüringer 
Volk aufrufen und wir werden wie die 
Salzburger Emigranten alle das Land 
verlassen! " 

Dennoch habe ich von meiner 
Prägung her den Anpassungskurs als 
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Selbstverständlichkeit empfunden, Ich 
habe damals Pfarrer Schilling kennen- 
gelernt, den späteren Inspirator des 
Modells der Offenen Arbeit. Sein Vater 
hat zur bekennenden Kirche, mein Vater 
hat zum Wittenberger Pfarrerbund gehört. 
Die waren zwar bekenntnismäßig 
Lutheraner, haben sich aber politisch 
angepaßt. Walter Schilling nahm viel 
früher als ich eine kritische Rolle ein, 
wenn er auch am Anfang stark evan- 
gelikal, Jesus Poeple und ähnliches war. 

Bei mir gab es den ersten poli- 
tischen Ruck, als ich mit Robert 
Havemann in Berührung kam. Mit Robert 
war ich weitläufig verwandt. Er wollte 
von seiner Priestersippschaft zunächst 
nichts wissen. Robert war ja in den 
Fünfzigern ein arger Stalinist. Vielleicht 
kennst Du dieses erste Jugendweihebuch 
“Weltall, Erde, Mensch", das er heraus- 
gegeben hat. Er war auch der Heraus- 
geber der Zeitschrift "Wissenschaft und 
Fortschritt“. Dort gibt es aus den ersten 
Jahren von ihm ganz üble Artikel über 
die Religion. 

Ich habe damals in Gespaltenheit 
zwischen Anpassung und heimlichem 
Antikommunismus Havemann gelesen und 
da hatte ich fast so etwas wie eine mar- 
xistische Bekehrung. "Deshalb habe ich in 
den ersten Jahren meines Pfarrerdaseins 
in einem riesigen Zwiespalt gelebt. Auf 
der einen Seite war ich Theologe, religiös 
und der Kirche verbunden, auf der ande- 
ren Seite habe ich die Havemannsche 
revisionistische marxistische Theorie 
verinnerlicht. Damit bin ich nicht fertig 
geworden und fing an zu schreiben. Das 
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einzige, womit ich literarischen Erfolg 
hatte, habe ich unter meinem zweiten 
Vornamen "Christian Joachim" veröf- 
fentlicht. Robert, dem ich das gezeigt 
habe, meinte, ich soll es einfach veröf- 
fentlichen. Das Hörspiel "Ein Hund na- 
mens Hegel" wurde von Freunden nach 
dem Westen geschmuggelt und dort oft 
gesendet. Ich habe in diesem Stück 
versucht, die Hegelsche Dialektik von 
Wirklichkeit und Möglichkeit, von Zufall 
und Notwendigkeit auf das Schicksal 
eines Menschen anzuwenden, der zwi- 
schen sämtlichen möglichen Stühlen sitzt, 
zwischen Christentum und marxistischer 
Philosophie. Der Mensch endet dann in 
einem absurden Selbstmord. Im Grunde 
enommen war ich das. 

telegraph": Du gehörtest zu diesem 
Havemann-Kreis? 
Erhardt Neubert: Nicht zu diesem Ber- 
liner Kreis. Ich habe natürlich auch Leute 
aus seinem Kreis gekannt und habe einige 
Male dabeigessen, wenn Studenten bei 
ihm waren. Aber von Weimar aus war 
das einfach nicht machbar, ständig in 
Berlin zu sein. 

"telegraph": Welche Rolle spielte für 
Dich die Selbstverbrennung des Pfarrers 
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Robert Haveman in seinem Haus in Grünheide bei Berlin 


Brüsewitz? 
Erhardt Neubert: Das hat mich mensch- 
lich aufgerührt. Ich merkte, daß die 
Resignation vieler Kollegen, auch von 
kritischen, unberechtigt ist. Auch als 
Machtlose, auch in der absoluten Verlie- 
rerposition hat man immer noch Möglich- 
keiten zu handeln. Es gibt immer noch 
eine Waffe, wenigstens die eigene Iden- 
tität zu schützen. Insofern hat Brüsewitz 
bei mir und vielen anderen etwas bewirkt. 
Er ‘hat vielen in der Kirche ein neues 
Selbstbewußtsein wiedergegeben. Der 
Glaube an die Ewigkeit des Regimes und 
daß man dem hoffnungslos ausgeliefert 
ist, ist durch diese Tat eines Machtlosen, 
der eigentlich am Ende war, ad absurdum 
geführt worden. . 
Heute würde ich meine damalige 
Beschäftigung mit dem Sozialismus an- 
ders interpretieren. Es war ein Versuch, 
die Repression zu verinnerlichen und zu 
legitimieren, die Aneignung des Sozialis- 
mus unter äußerem Druck. Das geschah 
bei mir über die Havemannsche Philoso- 
phie. Natürlich bin ich dabei nicht stehen 
geblieben. Zusammen mit anderen fing 
ich an, Soziologie zu betreiben, obwohl 
wir uns zu dreiviertel immer noch mit 
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politische Ökonomie beschäftigten. Die 
Versöhnung zwischen meinen politischen 
und soziologischen Interessen und meiner 
kirchlichen und theologischen Existenz 
kam erst mit dem Beginn der Friedensbe- 
wegung. 
“telegraph”: Würdest Du das ingesamt 
so sehen, daß die DDR-Opposition 
deshalb eine sozialistische war, weil sie 
damit eine Identifikation mit dem 
Angreifer vollzogen hat? 
Erhardt Neubert: Es war wenigstens so, 
daß man über die Beteiligung an der 
Ideologie die äußere Unterdrückung ins 
Innere genommen und sich daran 
ebunden hat. Für die einen war diese 
innere Bindung so perfekt, daß sie sich 
als IM anwerben ließen oder in die Partei 
eingetreten sind. Aber auch die Oppo- 
sitionellen haben diese Bindung vollzogen 
und haben aus der Bindung heraus oppo- 
niert. Es gibt sehr sehr wenige, die über 
den Versuch, den Marxismus zu entmy- 
thologisieren oder über liberales Gedan- 
kengut zur Opposition gekommen sind. 
Das findest Du bis in die achtziger 
Jahre hinein. Ich denke an die Kämpfe, 
die wir in Weimar "erfolgreich" führten, 
um zu verhindern, daß in Friedensgrup- 
pen Leute, mit einem Ausreiseantrag 
öffentlich auftreten. Unsere Begründung 
war, daß wir hier etwas verändern 
wollen. Wenn die sagten, daß es um 
Menschenrechte geht, hatten wir eine 
Blockade. Und in Berlin habe ich das 
wieder erlebt. 
“telegraph": Wie kamst Du dann zur 
Friedensbewegung? 
Erhardt Neubert: Ich habe damals alle 
möglichen Experimente gemacht, unter 
anderem bin ich in die DDR-CDU einge- 
treten. Aber nach einem Jahr wollten sie 
mich schon nicht mehr, haben mich aber 
als Karteileiche weitergeführt. Alle Ver- 
suche da auszutreten scheiterten. Dann 
kam die Friedensbewegung und das war 
überraschend. Es war natürlich keine 
Opposition, es war Widerständigkeit, die 
sich selbst gesucht hat. Selbst diese große 
Geschichte mit "Schwerter zu Pflugscha- 
ren" war eigentlich noch nicht politisch. 
Es gab keine programmatischen Vorstel- 
lungen und noch keine Emanzipation vom 
System, aber es wären wichtige Anfänge. 
| aph“: Aber es gab bereits in den 
siebziger Jahren die maoistischen Grup- 
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pen, die Trotzkisten, die anarchistische 
Grundstimmung in der Offenen Arbeit, 
die sich natürlich selten richtig for- 
mulierte, aber doch ungeheuer präsent 


war. 
Erhardt Neubert: Das waren aber kleine 
Minderheiten. Erst 1980 habe ich es 
erlebt, daß überall spontan Gruppen 
entstanden. Da waren überall eine 
Handvoll Leute, die sich irgendwie 
engagieren wollten, aber zum großen Teil 
gar nicht wußten, wie und was sie 
machen wollten. 

Wir haben dann 1983 in Weimar 
eine Unterschriftensammlung der Ostber- 
liner Samaritergemeinde unterstützt. 
“telegraph": Vermutlich "Frieden schaf- 
fen ohne Waffen". 

Erhardt Neubert: Kann sein. Wir 
organisierten jedenfalls einen großen 
Friedensgottesdienst und etwa 600 Leute 
haben unterschrieben. Das war am 
Sonntag, am Montag um acht Uhr wurde 
ich von Frau Schütz aus dem Kreis- 
kirchenamt angerufen. Das ist diejenige, 
die in letzter Zeit wieder mal wegen ihrer 
Spitzeltätigkeit öffentlich gemacht wurde. 
“telegraph“: Von uns wurde die Dame 
schon vor zwei Jahren in Zusammenhang 
mit einem Artikel über Thüringer Kir- 
chenstasi geoutet, aber natürlich ohne 
irgendeine öffentliche Reaktion, erst recht 
nicht aus dem Konsistorium. 

Erhardt Neubert: Aus Eisenach war 
extra Oberkirchenrat Mitzenheim, der 
Sohn des Altbischofs, angereist, ein wei- 
terer prominenter Inoffizieller Mitarbeiter. 
Ich wurde darüber belehrt, daß ich etwas 
Unerlaubtes, etwas Kriminelles getan 
hätte. Ich sollte sofort nach Hause fahren 
und die Unterschriften bringen. Mitzen- 
heim wollte sie mitnehmen und in den 
Safe stecken. Er gab mir zwei Stunden 
Zeit. Ich bin nach Hause gefahren, nahm 
die Unterschriften und gab sie einem 
Studenten, samt fünfzig Mark, mit denen 
man damals noch nach Berlin und zurück 
fahren konnte. Dann bin ich zu Mit- 
zenheim zurückgefahren und habe gesagt, 
daß die Unterschriftenlisten nicht mehr da 
sind. Ich sagte, daß sie vermutlich schon 
am vorherigen Abend abtransportiert 
worden sind. Ein paar Tage später wurde 
ich wieder bestelllt und da wußten die, 
wie das gelaufen war. Der Student hatte 
die Listen bei Eppelmann abgeliefert, 
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Vorstellung der neuen Parteien und Organisationen bei der Zukunftswerkstatt am 6. 
Oktober 1989 in der Erlöserkirche. Erhard Neubert ist der dritte von rechts 


angedroht. Dann gab es eine unverhoffte 
Kirchkassenüberprüfung. Heute weiß ich, 
daß das eine Spezialität von der Schütz 
war, um der Stasi kompromittierendes 
Material zu verschaffen. Aber mit mir 
hatten sie kein Glück. 

Ich hatte mich für eine Soziolo- 
genstelle im Bund der Evangelischen 
Kirchen in Berlin beworben und habe mir 
damals eingebildet, daß ich 1984 deshalb 
dort angenommen wurde, weil ich schon 
kleine Arbeiten abgeliefert und mich in 
Diskussionen eingemischt hatte. 
Mittlerweile bin ich überzeugt, daß die 
Thüringer Kirche mich loswerden wollte. 
“telegraph“: Du warst im Jahr 1989 an 
der Gründung des Demokratischen Auf- 
bruchs beteiligt, der dann später zum 
Steigbügelhalter der CDU wurde. 
Erhardt Neubert: Es gibt keine gute 
Darstellung dieser Phase, selbst Edelbert 
Richter hat die Gründung in seinem Buch 
nur auszugsweise dargestellt. Es gab seit 
dem Frühjahr 1989 die verschiedensten 
Überlegungen, mehr zu tun, neue Netz- 
werke zu gründen. Im Sommer 1989 habe 
ich in der Studienabteilung ein Kollo- 
quium zur Gruppenfrage organisiert. Es 
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viele, weil es eigentlich um das kirchliche 
Interesse an der Gruppenfrage ging. Wir 
haben ausgemacht, daß wir uns im 
August in einer Wohnung in Dresden 
wiedertreffen und dort Nägel mit Köpfen 
machen. Ungefähr zur gleichen Zeit 
entstand die SDP-Initiative und Friedrich 
Schorlemmer brachte nach Dresden schon 
dieses SDP-Papier mit. In der Dresdner 
Wohnung saßen Rainer Eppelmann, 
Friedrich Schorlemmer, Reinhard Wag- 
ner, Rudi Pahnke, Edelbert Richter, 
Wolfgang Schnur, Thomas Welz, Thomas 
Sell und ich zusammen. Schnur war von 
Eppelmann erst einige Tage vorher ein- 
geladen worden. In dieser Wohnung ist 
die Idee des Demokratischen Aufbruch 
entstanden, auch der Name und die 
Aufgabenverteilung. 

"telegraph": Es gibt ja das Gerücht, 
daß Eppelmann sich deshalb an der 
Gründung des Demokratischen Aufbruchs 
beteiligte, weil er ursprünglich eine 
sozialdemokratische Parte1 gründen 
wollte, aber ihm Meckel und Gutzeit 
zuvorgekommen sind. 

Erhardt Neubert: Ich denke, es war 
anders. Wir haben in Dresden überlegt, 
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ob wir uns der SDP-Initiative anschlie- 
ßen. Den Ausschlag gab Edelbert Richter, 
der mit westdeutschen Sozialdemokraten 
geredet hatte, z.B. mit Carsten Voigt. Die 
haben zu ihm gesagt: "Um Gottes Willen, 
gründet keine sozialdemokratische 
Partei!" 

“telegraph”": Welche Gründe gab es 
dafür? 


Erhardt Neubert: Ich denke heute, 
Carsten Voigt hat sich das im Urlaub mit 
Egon Krenz ausgekungelt. Allenfalls 
sollten wir eine Vereinigung bilden. Wir 
haben also die Vereinigung Demokra- 
tischer Aufbruch gebildet und gesagt, daß 
andere Initiativen unter dieses Dach 
kommen können. Ich war damals zu naiv. 
Ich habe nicht begriffen, daß es auch 
persönliche Machtansprüche gab. Edelbert 
Richter hat die wesentliche Programm- 
arbeit gemacht, ich die wesentliche 
organisatorische Arbeit. Ich bin herumge- 
laufen, zur Abgrenzunggruppe und zu 
Bärbel Bohley. Die haben aber alle 
abgelehnt, bei uns mitzumachen. Ich habe 
mich mit Bärbel Bohley im Auto 
gestritten. Wir sind aus Sicherheits- 
gründen nicht in ihre Wohnung gegangen, 
sondern in der Stadt herumgefahren und 
hier und dort mal ein Stück spazieren- 
gegangen. Bärbel hat gesagt, daß sie mit 
Eppelmann nichts macht, weil der macht- 
gierig ist und mit Schnur nichts, weil sie 
ihm nicht traut. Ich habe damals über 
diese emotionale Betrachtungsweise 
geschimpft, aber sie hat genau das 
Richtige getroffen. 

"telegraph“: Von außen hatte man den 
Eindruck, daß es die verschiedenen 
Organisationen hauptsächlich wegen der 
Profilierungssehnsüchte der Einzelnen gab 
und Zusammenarbeit aus Eifersuchts- 
gründen nicht stattfand, nicht zu denken 
an die Aufkündigung des Dialogs mit den 
bisherigen Basisgruppen. 

Erhardt Neubert: Ich denke zu vielen 
Fehlentwicklungen der damaligen Zeit ist 
es durch die schlechte Kommunikation 
unter den Beteiligten gekommen. Ich bin 
aber auch überzeugt, daß das teilweise 
Ergebnis systematischer Arbeit war. 
Einen sehr großen Anteil daran hatte der 
Rechtsanwalt Henrich, dem seinerzeit 
wegen seines im Westen erschienen 
Buches "Der vormundschaftliche Staat" 
eine große Bedeutung gegeben wurde und 
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der eine maßgebliche Stimme im Neuen 
Forum hatte. Als ich am Wahltag 1989 
um halbneun früh zu Henrich fuhr, kam 
der gerade von der Wahl. Ich habe ihn 
gefragt, was jetzt los ist. Er meinte, daß 
er das den Leuten nicht antun kann. Das 
Buch paßt, wie ich glaube, sehr gut in 
die SED-Strategie. Für gefährlich hielt 
ich die Strategie, die Gruppen von der 
Kirche zu trennen. Mir war das Bedürfnis 
der Gruppen klar, autonom zu sein. Aber 
auf der anderen Seite brauchte man die 
politische Kommunikation zu den 
Gruppen. Ich wollte erreichen, daß die 
Kirche unter ihrem Dach und innerhalb 
ihres Rechtssystems die Gruppen 
gewähren läßt. Henrich versuchte, beide 
Faktoren gegeneinander auszuspielen. 
Und es war ja auch Stasistrategie, einer- 
seits zu versuchen, die Gruppen zu theo- 
logisieren und zu verkirchlichen, um sie 
politisch zu neutralisieren, andererseits 
die Gruppen von der Kirche zu trennen, 
um sie anders einzubinden. Man muß 
überlegen, welche Funktion das Buch 
politisch hätte haben können. Ich denke, 
das Neue Forum war von manchen als 
Erweiterung der Nationalen Front geplant 
und Henrich paßt dazu. 
Henrich war einer der Leute, die 
verhindert haben, daß die verschiedenen 
posionsinitiativen organisatorisch und 
inhaltlich zusammenkamen. Das Neue 
Forum hat zwar zur Mobilisierung ausge- 
reicht, aber nicht als politische Alterna- 
tive. Die bewußten Leute wie Bohley und 
Schult wollten ja mehr und wußten mehr, 
sie haben aber das Neue Forum bewußt 
in diesem Schwebezustand gehalten. Die 
SDP und der frühe Demokratische 
Aufbruch haben politische Organisations- 
formen gesucht und damit die Machtfrage 
gestellt. Die schlagkräftigste Organisation 
war ohne Zweifel die SDP, weil sie allein 
durch die Existenz einer sozialdemokra- 
tischen Partei in das Innerste der SED- 
Legitimation hineingegriffen hat, nämlich 
die angebliche Einigung der Arbeiter- 
klasse. Das war uns damals nicht so klar. 
“telegraph": Wie kam es dann zur poli- 
tischen Differenzierung des 
Demokratischen Aufbruchs und zum 
Anschluß an die CDU? 
Erhardt Neubert: Schnur und Rainer 
Eppelmann fingen in Vorbereitung des 
Parteitages im Dezember an, eigene Wege 
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Ein Volk — eine Führung 
eine deutsche Weltmacht 


Rainer Eppelann, Friedenspfarter, 
dann letzter Verteidigungsminister 
der DDR 


Wolfgang Schnur, prominenter Rechtsan- 
walt der Opposition und IMB "Torsten" 


war stellvertretender Vorsitzender der 
Partei und Schnur als Vorsitzender hat 
mich bewußt ausgetrickst. Er hat bei- 
spielsweise alles versucht, um mich vom 
Runden Tisch fernzuhalten. Er hat mir 
den organisatorischen Teil zugeschoben 
und ich habe das brav abgearbeitet. Rai- 
ner Eppelmann, hatte offensichtlich sehr 
früh erkannt, daß für ihn kaum eine 
andere Karriere übrig blieb. 

‚Es gab wahnsinnige innere Kämpfe 
um die Orientierung und vom Parteitag 
am 16./17.12.89 bis in den Januar war 
vom Demokratischen Aufbruch öffentlich 
kaum etwas zu hören. Im Ergebnis dieser 
Kämpfe sind die besten Leute aus dem 
Demokratischen Aufbruch ausgestiegen, 
ich selbst erst, als die "Allianz für 
Deutschland" kam. Ich hatte noch eine 
Vorstandsmehrheit hinter mir und wir 
haben die Bedingungen für die "Allianz 
für Deutschland" so hoch gehängt, daß 


16 


Czerny" und IM "Franke") und die sagten 
uns alles mögliche zu: es sollten keine 
IM und Mitglieder aus dem ehemaligen 
Parteiapparat geduldet werden. Frau 
Süßmuth sagte zu mir: "Herr Neubert, 
wenn Sie politisch verantwortlich sind, 
müssen Sie wissen, daß wir als größte 
deutsche Volkspartei uns nicht nur mit 
der Ost-CDU verbinden können, sondern 
auch unter den Oppositionsgruppen einen 
Partner brauchen. Es wäre eine 
historische Ungerechtigkeit, wenn Sie uns 
das verweigern!" 

Ich bin eine Woche noch in das 
tolle Vergnügen gekommen, das Sponso- 
ring durch die westdeutsche Industrie zu 
erleben. Ich hatte dann plötzlich einen 
persönlichen Referenten, einen westdeut- 
schen Juristen, ein großes Dienstauto, 
eine Tasche mit Geld. Eine Woche, die 
ich sehr genossen habe. Ich spürte, daß 
das eine wahnsinnige Versuchung ist. 
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Jemand kam zu mir, der ein Phantombild 
von mir hatte, das zeigte, wie ich künftig 
auszusehen hätte. Die Haare sollten 
geändert werde, etwas kürzer und 
dergleichen mehr. Die wollten mich für 
Fernsehaufnahmen trainieren und sie 
hatten mir auch schon die Sprachre- 
gelungen mitgebracht. 

Dennoch bin ich mit Schmerzen 
ausgetreten. Für mich war der Demokra- 
tische Aufbruch bis zum Dezember 1989 
das Ergebnis einer langen politischen 
Suchaktion. Da hingen auch viele 
Erfahrungen aus der DDR-Zeit dran. Bei 
Schnur weiß ich mittlerweile, warum er 
uns verraten hat, bei Rainer Eppelmann 
habe ich das auch verschmerzt. Aber daß 
ich dann von den eigenen Leuten so über 
den Tisch gezogen wurde, das hat mich 
richtig krank gemacht. Ich war drei 
Wochen außer Gefecht und war drei 
Wochen außerhalb Berlins und habe 
dieses kleine Buch "Die protestantische 
Revolution" geschrieben. 

“telegraph": Ich kenne das Buch nicht 
und bin auch erst jetzt so langsam in der 
Lage, die damaligen Entwicklungen ohne 
Zorn zu betrachten. 

Erhardt Neubert: Ich habe in diesem 
Buch konsequent die Webersche Kapita- 
lismustheorie auf die Wende angewendet. 
Protestantismus verstehe ich natürlich im 
soziologischen Sinn, Arbeit als Lebens- 
sinn, rationale Betriebsorganisation. Die 
Leute sind unter anderem aus dem Osten 
abgehauen, weil sie das Gefühl hatten, sie 
könnten hier nicht vernünftig arbeiten. 
Dieses säkularisierte protestantische Land 
kann gar nicht anders, es muß die kapi- 
talistischen Strukturen reproduzieren. Alle 
darüber hinausgehenden Ansätze mußten 
scheitern, weil nur das in den sozialen 
Mentalitäten vorgeprägt war. Zugleich hat 
Weber aber auch gesagt, daß der Kapita- 
lismus sich so verselbstständigt hat, daß 
seine Rationalität zur Irrationalität wird, 
weil er seine eigenen Grundlagen zerstört. 
Deshalb, meint Weber, wird irgendwann 
einmal ein neues Paradigma auftreten. 
Dieses neue Paradigma haben die Nazis 
schon einmal versucht, für sich in 
Anspruch zu nehmen, wie sie ja über- 
haupt alle prophetischen Aussagen der 
deutschen Geistesgeschichte für sich in 
Anspruch genommen haben. Dieses neue 
Paradigma sind meiner Ansicht nach die 
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politischen Gruppen in der DDR. Sie 
stehen einerseits auf dem Boden der 
Aufklärung und sind damit gegen den 
Kommunismus angetreten, aber auf der 
anderen Seite suchen sie ein neues 
ethische Fundament für Politik und 
Wirtschaft. Sie wollen damit das 
kapitalistische Paradigma überwinden, 
mußten aber zwangsläufig scheitern. 
“telegraph": Nach Deiner Zeit beim 
Demokratischen Aufbruch bist Du wieder 
wieder zur Kirche zurückgegangen. Hat 
die Kirche eigentlich Deine politische 
Arbeit toleriert? 

Erhardt Neubert: Das haben nur wenige 
mitgetragen und sich beteiligt. Verbreitet 
war Abwehr bis zu aggressiven Haltun- 
gen oder feindseligen Außerungen. Im 
Herbst 1989 habe ich oft die Drucktech- 
nik des Bundes der Evangelischen Kirche 
benutzt und dazu auch das Papier. Wenn 
ich nachts bis drei oder vier Uhr 
arbeitete, habe ich dort ein paar Stunden 
gepennt. Wenn der erste morgens 
aufschloß, saß ich schon wieder am 
Schreibtisch. Mancher hat meine politi- 
schen Nachtschichten gar nicht mitbekom- 
men. Um so erstaunter war ich, als einige 
plötzlich wußten, was ich dort Nachts 
getrieben hatte. Das hat Arger gegeben. 
Es sah ja alles nach dem politischen 
Mißbrauch der Kirche aus - wie es die 
Stasi formulierte diesen Leuten wahr- 
scheinlich gesteckt hat. Jedenfalls habe 
ich einen MfS-Bericht, in dem meine 
illegale Druckerei im Bund vermerkt ist. 
“telegraph": Das Gebäude des Bundes 
der Evangelischen Kirchen war wahr- 
scheinlich eines der am besten bewachten 
Gebäude in Berlin. 

Erhardt Neubert: Aber die Kirche war 
nicht nur bewacht. Schlimmer war, daß 
es eine freiwillige Selbstzensur, eine 
Selbstbeschränkung gab. Einmal schrieb 
ich einen Arbeitsbericht über die "Beo- 
bachtung kompensatorischer Strategien 
zur ‚Religionsbekämpfung mit quasire- 
ligiösen Mitteln“. Das war noch im No- 
vember 1989. Ich hatte unter anderem 
über die letzte SED-Filiale, die Freiden- 
ker gearbeitet. Es hieß, die Marxisten 
hören das nicht gern, wenn sie als Quasi- 
religion beschrieben werden. Das haben 
Kirchenleute gesagt. Der Dialog sollte or- 
ganisiert werden. Und jetzt beschweren 
sie sich darüber, daß ihnen nur 20% der 


Bevölkerung als Kirchenmitglieder geblie- 
ben sind. 
“telegraph”: Was meinst Du eigentlich 
heute zu diesem alten Begriff "Kirche im 
Sozialismus"? Meiner Beobachtung nach 
sind alle Leute die oft und gern von 
"Kirche im Sozialismus" geredet haben, 
entweder enttarnt worden oder benutzen 
das Wort nicht mehr. Allerdings habe ich 
es von wirklich Engagierten für eine 
andere Art von Gesellschaft jenseits des 
Kapitalismus höchst selten gehört. War 
"Kirche im Sozialismus" nur eine fromme 
Entschuldigung für Opportunismus? 
Erhardt Neubert: In Gemeinden und in 
Gruppen und unter Theologen hat der Be- 
griff praktisch keine Rolle gespielt. Auf 
den kirchlichen Leitungsebenen, z.B. bei 
uns in der Studienabteilung wurde über 
diese Formel schon gesprochen. Aber sie 
war, wie alle Beteiligten feststellten, 
mehrdeutig. Weil weder der Begriff 
"Kirche" noch der Begriff "Sozialismus" 
geklärt waren, konnte jeder etwas hinein- 
projizieren. Die unterschwellige Bedeu- 
tung, die die Nähe zwischen Kirche und 
Staat meinte, ist wahrscheinlich von den 
Leuten, über die Du sprichst, gemeint ge- 
wesen. Aber es gab eine Reihe von Leu- 
ten, die mit "Kirche im Sozialismus" 
etwas ganz anderes verbanden. Probst 
Heino Falcke hat beispielsweise schon 
1973 auf einer Synode die Formel vom 
"verbesserlichen Sozialismus" geprägt. So 
wie die Kirche ist auch der Sozialismus 
verbesserlich. Solche Leute konnten auch 
. "Kirche im Sozialismus" sagen, aber da 
war es ein Einstieg zur Partizipation und 
Kritik. Während die anderen eher die 
Formel gebrauchten, um die Kirche in 
das staatliche System einzubinden. 

Die Aussage von Heino Falcke hat 
im innerkirchlichen Rahmen eine große 
Wirkung gehabt. Die Stasiakten geben da 
ein beredtes Zeugnis. Dort, hinter den 
Kulissen bezeichnen Stolpe und andere 
das als Dubcekismus. Die Stasi rotierte, 
damals, 1973 in Dresden, alle IM wurden 
eingeschaltet. Fast jede Akte von 
kirchenleitenden IM, die damals schon 
agierten, enthält Material zu diesem 
Referat, die Stolpe-Akte, auch die von 
Oberkirchenrat Mitzenheim. Mitzenheim 
schickt diese Rede von Falcke an die 
Stasi und benutzt dabei zum ersten Mal 
eine konspirative Deckadresse. Die Stasi 
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hatte dire Rede schon zehnmal, aber für 
ihn war es eine weitere Verstrickung. 

An der kirchlichen Basis hat "Kir- 
che im Sozialismus" keine Bedeutung 
gehabt. Als ich nach Berlin kam, merkte 
ich, daß das die Zauberformel war, wie 
in diesem Scheißstaat ja alles auf For- 
meln gebracht wurde. Beispielsweise war 
diese Formel vom "guten Staat-Kirchen- 
Verhältnis" der Götze, an dem sich alles 
maß. Die Kirchenleute sagten, "Wenn Du 
das machst, dann störst Du das gute 
Verhältnis zwischen Kirche und Staat". 
“telegraph”: Und angesichts der Verhaf- 
tungen in der Berliner Zionskirchgemein- 
de sprach der Generalsuperintendent von 
Berlin, Krusche, vom guten Verhältnis 
zwischen Staat und Kirche, das in Gefahr 
stände gestört zu werden, und zwar nicht 
durch den Mässenaufmarsch von Polizei 
und Stasi, sondern durch die Mahnwache 
in der Zionskirche. 

Erhardt Neubert: Mit diesen Formeln 
hat man die politischen und wirtschaft- 
lichen Defizite von den Verursachern an 
die Opfer zurückgespielt. Ich finde das 
unentwegt, auch in den Stasiakten. Die 
IM argumentieren, im Sinne eines guten 
Staat-Kirche-Verhältnisses müsse man 
jetzt diese oder jene Störung unterbinden. 
Und der Staat klagt dann die Erhaltung 
des guten Staat-Kirche-Verhältnisses ein. 
Nur ganz wenige fassen das anders auf. 
Beispielsweise schreibt Bischof Forck 
einen Brief an das Staatssekretariat für 
Kirchenfragen. Es geht, glaube ich, um 
die bevorstehende Verhaftung von Eppel- 
man. Und dort schreibt er tatsächlich 
völlig richtig: "Ich hoffe, daß Sie das 
Staat-Kirche- Verhältnis nicht belasten. 
Das finden die natürlich ungeheuerlich.. 
Aber offenbar haben die meisten Kir- 
chenvertreter unter den anderen, für die 
sie dazusein haben, den Staat verstanden. 
Deshalb sprechen die dauernd von Arie 
nern und partnerschaftlichen Bezichun- 
en. Es bezweifelt ja niemand, daß sie L 
ihren Verhandlungspartner im Staatssek- 
retariat für Kirchenfragen oder im Zen- 
tralkomitee der SED auch den Menschen 
gesehen haben. ; ed i 
telegraph": Du bist jetzt wie er eın 
Mann der Kirche. Was erwartest Du 
eigentlich noch von dieser korrumpierten 
Kirche? Die DDR-Kirche war, wie ım- 
mer deutlicher wird, von Agenten der 
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Herrschenden durchsetzt bis zur Aufgabe 
der Eigenständigkeit. Die Westkirche ist 
mit uch Wahrscheinlichkeit noch mehr 
in die Herrsc verstrickt. 

Erhardt Neubert: In der DDR hatten die 
Konflikte, die draußen nicht ausgetragen 
werden konnten, geradezu ein Ersatzfeld 
in den Kirchen. Kein Wunder, daß in der 
Kirche die Interessen sehr stark gegen- 
einanderliefen. Bestimmte Prinzipien, die 
von der Bekennenden Kirche schon in 
der Nazizeit entwickelt wurden, wie die 
Barmer theologische Erklärung sind ein 
Versuch, Kirche als eine unabhängige 
Größe gegenüber den Mächten dieser 
Welt anzusiedeln, damals gegenüber dem 
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Staat, heute müßte es mehr 
um die Wirtschaft und anderes 
gehen. Es gibt heute keine 
Gedanken- und Normenorien- 
tierung mehr und die Defizite 
sind so stark, daß ich behaup- 
ten würde, wenn es keine Kir- 
che gäbe, würde die Gesell- 
schaft sich eine erfinden. Ob 
das Mediziner, Sozialarbeiter 
oder Polizei ist, überall müs- 
sen ethische Entscheidungen 
getroffen werden. 
telegraph": Richtig, und 
überall sitzt ein williger Theo- 
loge da, der das jeweils ge- 
brauchte Wörtlein spricht und 
für die nächste Schweinerei 
die Legitimation liefert. 
Erhardt Neubert: Das ist ge- 
nau die Frage, die diskutiert 
werden muß. Ist die Kirche 
zur Legitimation da oder wie 
können wir den Prozeß der 
eigenständigen Willensbildung 
in der Kirche vorantreiben und 
wo ist das richtige Verhältnis 
zwischen Kritik und Legitima- 
tion von gesellschaftlichen 
Prozessen. Die Gefahr, daß 
Theologen käuflich sind, sehe 
ich auch, Aber ich halte es 
auch für eine Gefahr, wenn 
die Kirche als Großorganisa- 
tion immer weiter geschwächt 
und schließlich privatisiert 


wird. 

"telegraph": Du meinst die 
Verhältnisse in den Vereini- 
gten Staaten? 

Erhardt Neubert: Dort ist es noch viel 
leichter, sich jeweils den Privatpriester 
oder die Privatkirche zu unterhalten, die 
die Legitimation besorgen. Insofern denke 
ich, daß eine Gesellschaft diese großen 
Institutionen braucht, in denen ständig der 
Diskurs über diese Fragen abläuft. Ich 
denke da beispielsweise an Quedlinburg, 
wo das Asylantenheim. iffen wurde. 
Die einzige, die sich da zunächst verant- 
wortlich fühlten und etwas gemacht ha- 
ben, waren die Kirchenleute. Man fühlte 
sich tief in die DDR zurückgesetzt, die 
ganze Stadt hat geschwiegen, die Polizei 
hat weggesehen, auch die Parteien hatten 
keine Meinung. Ich würde gar nicht den 
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Anspruch anmelden, daß der Widerspruch 
allein aus dem kirchlichen Raum kommen 
kann, aber er soll auch aus dem kirchli- 
chen Raum kommen. 

"telegraph": Die Großkirchen sind trotz 
nachlassenden Interesses in ihrer Größe 
nur noch dadurch aufrechtzuerhalten, daß 
sie von den Herrschenden gesponsert 
werden. Eine oppositionelle Kirche würde 
nicht mehr gesponsert werden. Hier beißt 
sich Deine Argumentation in den 
Schwanz. 

Erhardt Neubert: Das ist ja heute schon 
so. Die Teile der Kirche, die kritisch 
sind, kommen nicht so zum Zuge kom- 
men wie andere Teile. Das ist aber auch 
eine Herausforderung zur Selbstorga- 
nisation im Rahmen der Kirche. Die 
Stasidiskussion hat zum Beispiel eine 
intensive Diskussion über die Demokratie 
in den Kirchenstrukturen erbracht. 
Überall in den Gemeinden werden die 
Institutionen hinterfragt. 

Ich habe einfach die Hoffnung, daß 
in der kirchlichen Basis eine bestimmte 
Politisierung weitergeht. Die protestan- 
tischen Kirchen lassen sich nicht wie 
politische Parteien zentral regieren. Dazu 
ist das Gefühl für die individuelle Verant- 
wortlichkeit zu groß. Die Protestanten 
bekommen bereits in der Christenlehre 
gesagt, daß nur der individuelle Glaube 
entscheidend ist. Auch wenn er gar nichts 
mehr glaubt, bleibt immer noch, daß es 
auf seine Entscheidung ankommt. Dieses 
Widerständige wird immer wieder auf- 
tauchen und das können die Mächtigen 
nie vollständig durchorganisieren. 
"telegraph“: Dein Optimismus rechnet 
doch nicht mit der Wirkung der Korrup- 
tion. Da ist beispielsweise die ver- 
heerende Wirkung der hohen Gehälter der 
Pfarrer. Das trennt die Pfarrer von ihren 
Gemeinden. Auf der einen Seite steht der 
soziale Neid der Gemeindemitglieder, auf 
der anderen das schlechte Gewissen der 
Pfarrer, die plötzlich fünf- oder zehnmal 
soviel haben wie ihre arbeitslosen christ- 
lichen Brüder und Schwestern. 

Erhardt Neubert: Ich fürchte nicht so 
sehr den sozialen Neid, weil in der Ge- 
sellschaft vielzuviel autoritäre Reserven 
sind. Die Gefahr besteht, daß die Pfarrer 
glauben, daß sie das Geld verdient haben 
und daraus einen Machtanspruch herlei- 
ten. Es gibt Inititiven, das Gehalt auf 
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80% der Westgehälter zu beschränken, 
aber dagegen steht die Rechtsordnung. 
Das einzige, was wir machen können, ist, 
20% unseres Gehalts zu spenden und das 
ist beschissen. 

(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 
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Bösartiges Pamphlet 
Während der Synode der Evangelisch Lutherischen Kirche 
in Thüringen sollte es um Aufarbeitung 
der Vergangenheit gehen 


Dem Weg der Thüringer evange- 
lischenKirche von 1945 bis 1989 
sollte eine Synode in Eisenach gelten 
und viele fanden beredte Worte zur 
Verteidigung des vom seinerzeitigen 
Thüringer Landesbischof Mitzenheim 
eingeleiteten Thüringer Weges der 
"Kirche im Sozialismus". Auch Mit- 
zenheim hatte sich seinerzeit beklagt, 
er habe als Kanalarbeiter den Weg 
freigeschaufelt und werde nun be- 
schimpft, weil er schmutzig sei. Der 
Jenaer Theologieprofessor Klaus- 
Peter Hertsch meinte, die Auseinan- 
dersetzung mit den menschlichen Zie- 
len des Sozialismus sei ehrlich gewe- 
sen und nicht von der Staatssicherheit 
in die Kirche hineingetragen worden. 
Der jetzige Oberkirchenrat Ludwig 
Große meinte: "Dazu bin ich nicht 
bereit, ein Schuldbekenntnis abzule- 
gen vor einer westdeutschen oder 
gesamtdeutschen Öffentlichkeit, das 
eigentlich nur sagen soll: “Jetzt be- 
kennt, daß ihr Unrecht gehabt habt, 
als ihr euch für ein sozialeres, ge- 
rechteres Zusammenleben einsetztet!”. 
Ob das dieser Staat erreicht hat oder 
wirklich gewollt hat, ist gar keine 
Frage, die hier zur Debatte steht. Für 
mich ist die Frage: Wer auf dem 
Grunde der Apostel und Propheten 
steht, muß sich in jeder Gesellschaft 
für eine sozialere Form von Zusam- 
menleben bemühen, auch in der 
Marktwirtschaft, die sich sozial nennt 
und die ihr wahres Gesicht im Thü- 
ringer Lande so zeigt, daß es keiner 
mehr übersehen kann.” 

Angeheizt wurde die Diskussion 
durch ein Buch über die Verwicklun- 
gen der Thüringer Kirche mit der 
Staatssicherheit*, das von Mitarbei- 
tern der Offenen Arbeit erarbeitet 
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worden war und zur Synode an 
einem kleinen improvisierten Stand 
verkauft wurde. Die 200 vorhandenen 
Exemplare waren schnell verkauft. 
Ein dicker Herr im Anzug nutzte gar 
das Durcheinander, um sich ohne Be- 
zahlung zu entfernen, 

Sofort begannen die Synodalen 
zu blättern, um eine Liste zu finden. 
In der Tat findet sich auch am Ende 
des Buches eine dreiseitige Aufzäh- 
lung der angeführten Inoffiziellen 
Mitarbeiter. Hinfort war in den Me- 
dien nur noch von einem Pampbhlet 
die Rede, das eine Liste enthalte. 

Tatsächlich geht es in dem 
Buch in ca. 360 Seiten hauptsächlich 
um Strukturen und kaum um Namen. 
In weiten Teilen wurden sogar fast 
alle Namen geschwärzt, um nur die- 
sen Betrachtungswinkel zu ermögli- 
chen. Das Thema des Buches ist die 
Entwicklung der Beziehungen zwi- 
schen Staatssicherheit und Kirche. 
Anhand von zahlreichen‘ Aktenab- 
drucken wird gefragt, wo sich die 
Kirche mißbrauchen ließ, wie politi- 
sche Entscheidungen der Kirche be- 
einflußt wurden und was am "Thürin- 
ger Weg" echt war. Es wird nicht be- 
hauptet, daß, wie in der Presse wie- 
dergegeben, zwei Mitglieder des Lan- 
deskirchenrates, der zentralen Instanz 
der Thüringer Kirche, Mitarbeiter der 
Staatssicherheit gewesen seien. Für 
die Stasi arbeitete vielmehr die Hälfte 
der Landeskirchenrates. Aber es geht 
im Buch nicht um das "wieviel", son- 
dern um das "wie", Nämlich bei- 
spielsweise wie engagierte Pfarrer 
durch das wohlkoordinierte Zusam- 
menspiel von IM, vom Gemeinde- 
kirchenrat bis zum Landeskirchenrat, 
sogenannte "Operative Kombinatio- 
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nen", angeschwärzt, verleumdet und 
schließlich strafversetzt oder mit 
Schimpf und Schande aus dem Lande 
gejagt wurden. Eines der Opfer war 
der oben angeführte damalige 
Superintendent Ludwig Große, der in 
den Operativen Vorgängen "Stänker", 
"Ufer" und "Synodaler" bearbeitet 
wurde. Er wurde allerdings nur daran 
gehindert, Oberkirchenrat zu werden, 
Es ist ersichtlich, daß die Personal- 
politik der Thüringer Kirche zu gros- 
sen Teilen von der Staatssicherheit 
gemacht oder mindestens doch ge- 
lenkt wurde, 

Große bezeichnete auf der Sy- 
node das Buch als ein Pamphlet, das 
in gefährlicher Weise Öffentlichkeit 
und Offenheit verwechsle. Es verletze 
menschliche Grundrechte in einer 
Weise, die die Kirche nicht mittragen 
könne. Einer derer, die gegen ihn im 
staatlichen Auftrag Intrigen spannen, 
der Oberkirchenrat Schäfer, der von 
Berlin aus angeleitete IME "Gersten- 
berger", lief auf der Synode freund- 
lich grüßend und mit einem 
Persilschein der Erfurter Gauck- 
Behörde herum. Dagegen war ein 
ehemaliger Jenenser Pfarrer, der in 
der Folge von bösartigen Intrigen 
sein Amt aufgeben mußte, nicht 
erschienen, Er sollte ein Referat zur 
Thüringer Kirchengeschichte halten. 
Gerüchte behaupten, er habe einen 
unangenehmen Besuch gehabt und 
daraufhin abgesagt. 

Es geht nicht um Denunziation, 
obwohl es durchaus eine lohnenswer- 
te Aufgabe ist, die schlimmsten 
Spitzel endlich aus ihren wohldotier- 
ten Amtern zu jagen oder sie am 
Verzehr von fetten Pensionen zu hin- 
dern. Es ist aber wesentlich wichti- 
ger, daß möglichst viele kirchliche 
Mitarbeiter verstehen, was damals in 
Thüringen passiert ist und wie es 
passıerte. Denunziert werden müssen 
Bequemlichkeit, Charakterlosigkeit, 
hierarchisches Denken und Verrat. 
Das könnte vielleicht dazu beitragen, 


22 


daß die Thüringer Kirche in der neu- 
en Gesellschaft nicht ganz die gleiche 
Rolle spielt wie in der alten. Erst 
neulich hat wieder einmal in Jena, 
nach der Demonstration gegen das 
Burschenschaftstreffen, ein kirchli- 
cher Mitarbeiter seine Kirche zuge- 
schlossen, um nicht den vor der 
Polizei flüchtenden Jugendlichen 
Schutz geben zu müssen. 
W. Rüddenklau 


* Die "Andere" Geschichte, Jena 
1990, broschiert, 365 Seiten, 20 DM, 
zu erhalten über Matthias-Domaschk- 
Archiv Jena im Neuen Forum, Am 
Planetraium, 6900 Jena oder über das 
Robert-Havemann-Archiv, Schlie- 
mannstr, 23, O-58 Berlin 


Fahrradtouren 


"Mobil ohne Auto” im Juli ’93 


zum Umweltfestival AUFTAKT 
(28.7. - 1.8.93) nach Magdeburg 


Kontaktadresse zum Mitradeln: 
AUFTAKT, Beim Kalkberg 7, 
2120 Lüneburg 
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Bahros "grüne Adolfs" 
Die "neue Rechte” an der Berliner Humboldt-Univer sität 


Weil wir die unwidersprochene Guruposition von Rudolph Bahro an der 
Humboldt-Universität und unter Siedlungssozialisten für ein Übel halten, selbst 
aber nicht über genügend eigenes Material verfügen, haben wir uns nach 
langer Diskussion entschlossen, den folgenden Artikel aus der Zeitschrift "Der 


Rechte Rand" abzudrucken. 


Für viele Linke, besonders aus den 
neuen Bundesländern, ist Rudolf 
Bahro immer noch ein politischer 
Hoffnungsträger für einen Sozial- 
ismus "mit menschlichem Antlitz". 
Für die "neuen sozialen Bewegungen" 
ist er ein Haupttheoretiker geworden. 
Seine Vorlesungen an der Berliner 
Humboldt-Universität sind überfüllt. 
Ministerpräsident Biedenkopf läßt es 
sich nicht nehmen, hier als Gast zu 
sprechen, das "Neue Deutschland" 
brachte.vor kurzem ein ganzseitiges 
und völlig unkritisches Interview mit 
Bahro. Nur- Wenige aber haben seine 
Texte genau gelesen, und auch Bah- 
ros Forderung nach einem "grünen 
Adolf" der die Deutschen aus der ei- 
genen "Volkstiefe" heraus in ein Gol- 
denes Zeitalter führen soll, scheint 
kaum zum Nachdenken bewegt zu 
haben, 

Dabei hatte der ehemals marx- 
istische Wirtschaftswissenschaftler, 
dessen fortwährende Popularität allein 
auf dem kommunistischen Kunst- 
fehler beruht, Bahro eingespert zu 
haben (Red. 'telegraph': Quatsch, er 
hat damals ein sehr kluges und für die 
Herrschenden sehr gefährliches Buch 
geschrieben) , sich spätestens seit 
Mitte der 80er Jahre zum altbekann- 
ten nazistischen Neuheidentum und 
dessen Quellen hingewendet und dies 
in seinen Schriften auch ausgespro- 
chen. Bahro ist neben dem früheren 
APO-Schreck Reiner Langhans heute 
derjenige Theoretiker des "neuen 
Denkens" der sich am weitesten, 
offen und ohne jede Scham zum spi- 
rituellen Gehalt des Faschismus als 
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Rudolf Bahro 


der angeblich einzigen Möglichkeit 
für eine "Rettung" von Natur und 
Menschheit bekennt. Von Kritikern - 
wird er bisher allenfalls als religiöser 
Spinner abgetan. Daß sein spiritueller 
Ansatz weitgehend identisch mit dem 
der historischen völkischen Bewe- 
gung ist, die als wesentliche ideolog- 
ische Quelle geradewegs im 
Nationalsozialismus mündete, und, 
daß er deshalb dieselbe politische 
katastrophale Potenz hat wie dieser - 
es mag Bahro persönlich so wenig 
gefallen wie den Urvätern der 
völkischen Bewegung -, wird kaum 
gesehen, auch deshalb nicht, weil die 
Aufarbeitung der spirituellen Basis 
des Faschismus nach wie vor 
innerhalb der Linken weit hinter der 
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Betonung des Kapitalinteresses am 
Faschismus zurücksteht; die 
Beziehung des zivilisationskritisch- 
romantizistischen Ansatzes der 
völkischen Bewegung und des "Neu- 
en Denkens" zur kapitalistischen 
Modernisierung durch die herrschen- 
den Nazis damals und das heutige 
EG-Kapital, ist ohnehin erst in An- 
sätzen bedacht. 


"Und sie trainieren fleißig für em 
neues 33!” 


Ein guter Spruch des Antifaschismus 
aus den 70er Jahren, als neofaschist- 
ische Parteien noch keine zweistelli- 
gen Wahlergebnisse erzielten. Bahro 
hat ihn 1987 in seinem Hauptwerk 
"Logik der Rettung” umgedreht: 
"Kein Gedanke verwerflicher als der 
an ein neues 1933?! Gerade der aber 
kann uns retten, Die Oko-Pax-Bewe- 
gung ist die erste deutsche Volks- 
bewegung seit der Nazi-Bewegung,. 
Sie muß Hitler miterlösen" (S.346 f); 
"die Nazibewegung (war) u.a. auch 
bereits eine erste Lesung der Okolo- 
giebewegung" (S:340). Mit dem 
Konzept der "Konservativen Revo- 
lution" (KR) als Garant einer "Ret- 
tung" knüpft er bewußt an die 
intellektuellen Vorbereiter des 
Nazismus an (S. 66-70) und er stützt 
sich weiter - auch im Zusammenhang 
zur KR - explizit auf den unseligen 
Teil der deutschen Geistesgeschichte 
seit dem staufischen Mystiker Meister 
Eckehart, aus dem sowohl die völk- 
ische Bewegung als auch z.B. der 
Nazi-Chefideologe Alfred Rosenberg 
oder die heutigen Ideologen der 
"Neuen Rechten" ihre faschistisch- 
spirituellen und (in praktischer An- 
wendung) ökonomisch-imperialist- 
ischen Konzepte herleite(te)n. (Red, 
telegraph: Diese Argumentation ist ein 
ziemlich böser logischer Fehler. Hitler 
und Rosenberg benutzten sicher auch 
Messer und Gabel, Dennoch kann man 
Leute, die heutzutage mit Messer und 
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Gabel essen, nicht in jedem Fall als 
Faschisten bezeichnen. Eckehardt ist 
ein mittelalterlicher Mystiker, der von 
allen möglichen politischen und 
geistigen Richtungen verarbeitet und 
beansprucht wird, auch von Linken.) 
Bahro scheut sich nicht einmal, 
das "Völkische" einer solchen Orient- 
ierung zu betonen und diese als den 
Auftrag insbesondere der Deutschen 
zur "Rettung" der Erde auszugeben - 
am deutschen Wesen soll hier wieder 
mal die Welt genesen: "ein deutsches 
Vermächtnis" liege in dieser Geistes- 
tradition (S.335, Hervorhebung im 
Original), die der des Sozialismus 
oder auch nur der Aufklärung entge- 
gengesetzt ist; "unserem eigenen 
Traum folgen" (ebd.) sollten wir, 
"wir Deutschen müssen Meister Eck- 
hart lesen" (S.153) - was Rosenberg 
in seinem "Mythos des 20. Jahr- 
hunderts" ja bereits in der selben 
Weise getan hat, wie Bahro es nun 
empfiehlt. Allerdings fällt dies der 
heutigen Linken nicht auf, weil sie 
keine faschistischen Klassiker liest. 
Doch solche Einwände mag Bahro 
nicht. Man dürfe "das Erwachen im 
Volke" nicht sogleich "als völkisch 
denunzieren" (S.392) - gibt es denn 
hier noch einen Unterschied zum 
nazistischen "Deutschland erwache!”? 
Bahro empfindet Sympathie für den 
Kampf der Nazis gegen die "Weimar- 
er Demokratie, die dazu bestimmt 
war, von der Nazibewegung gEeSpren- 
gt zu werden" (S.397), man müsse 
auch heute "die braunen Anteile ım 
deutschen Wesen "freisetzen 
(S.399)- was immer denn das deu- 
tsche Wesen sein mag. Bahro nennt 
als solches einmal den "furor teutoni- 
cus" (S. 346), also das rassistische 
Konzept einer angeblich allen Deut- 
schen eigenen brutalistischen Anlage 
zur zerstörerischen Raserei, die man 
nun gewissermaßen fürs Gute nutzbar 
machen solle, "Nach dem Positiven, 
das vielleicht in der Nazibewegung 
verlarvt war", sei heute ZU suchen, 


telegraph 4/93 


"weil wir sonst von den Wurzeln 


abgeschnitten bleiben, aus denen 
rettendes erwachsen könnte" (5.46); 
hiervor habe sich der "feige Antifa- 
schismus" gedrückt, der es "verwei- 
gert" habe, "nach der Kraft zu 
fragen, die hinter der braunen 
Bewegung stand" (5.346). 

"Eigentlich ruft es in der Volk- 
stiefe nach einem grünen Adolf“, 
meint Bahro im November 1990 - 
kurz vor der Bundestagswahl! - in 
der Zeitschrift "Streitschrift" (S.6), 
“und die Linke hat davor nur Angst, 
anstatt zu begreifen, daß ein grüner 
Adolf ein völlig anderer Adolf wäre 
als der bekannte". Doch er fährt 
sogleich klärend fort: "Es ist über- 
haupt nicht die Frage, ob es ein 
Mann oder eine Frau ist, sondern es 
ist die Frage nach der Struktur. Das 
ist das deutsche Moment in dieser 


grünen Bewegung". 
Ein Führer soll wieder retten 


Bahro schwankt hin und her, ob der 
"srüne Adolf" eine Person sein soll 
oder ein abstraktes Konzept, das 
durch eine spirituelle Führungselite 
ausgefüllt wird oder gar nur eine 
innere Selbsterkenntnis eines jeden 
sein soll. Das Schwanken erscheint 
als Taktik - niemand kann ihn fest- 
legen -, denn letztlich spricht er sich 
für den personifizierten Führer aus. 
Bereits in der "Logik der Rettung” 
präsentiert sich Bahro als ein’ erklär- 
ter Gegner der Demokratie (z. B. 
S.344, 481) und erst kürzlich wieder 
in einem Arbeitspapier ("Über kom- 
munitäre Subsistenzwirtschaft und 
ihre Startbedingungen in den neuen 
Bundesländern", S.10) zieht er gegen 
die "köpfezählende Abstimmung” zu 
Felde, die durch einen spirituellen 
"konsensualen Prozeß" ersetzt werden 
müsse, der nach der Ausschaltung 
jeglichen Widerspruchs dann freilich 
ebenso unhinterfragbare wie unver- 
änderbare Ergebnisse erbringt. 
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In der "Logik der Rettung” be- 
zieht sich Bahro auch auf die selbst- 
vergöttlichende Vorstellung eines 
spirituellen Führers in jedem (Deut- 
schen), dessen innerer Stimme man 
folgen müsse, gewissermaßen ein 
übergeordneter "grüner Adolf" in 
einem entsprechenden "konsensualen 
Prozeß" - durch spirituelle Einsicht 
freiwillig unterwirft. Auch diese 
Vorstellung entstammt der völkischen 
Bewegung, wo sie z. B. von Paul de 
Lagarde als spirituelles "inneres 
Reich" angeführt wurde. 

Allerdings nennt Bahro dann 
auch wieder explizit und personal- 
isierend den völkisch-faschistischen 
"Kaisertraum" ("Logik", S.347), den 
Mythos vom im mitteldeutschen 
Kyffhäuser-Gebirge schlafenden 
Kaiser Barbarossa, der als Führer 
wiederkehre und Deutschland aus der 
not rette; diese abstruse Idee liegt 
bereits dem nazistischen Führer- 
Konzept zugrunde, das sich weiterhin 
auf die germanische Institution des 
"Herzogs" stützt, die Bahro ebenfalls 
als Vorbild anführt (S.345) - auch 
dies ein direkter Bezug auf die hist- 
orische völkische Bewegung und die 
Nazis, deren "Herzogs"-Gerede z. B. 
bei Himmler so weit ging, daß er 
sich als Inkarnation des sächsischen 
Herzogs Heinrich I. sah, dem für die 
Faschisten eigentlichen Begründer 
eines Reiches der Deutschen. "Eine 
berufene Gestalt", und zwar "personi- 
fiziert", müsse die “Rettung” bringen, 
meint Bahro unmißverständlich 
(S.345). Dabei müsse man "an die 
stärksten politisch-psychologischen 
Dispositionen unseres Volkes an- 
knüpfen" (S.344), denn "trotz aller 
schlechten Erfahrungen sind die 
Deutschen ansprechbarer als andere 
Völker für charismatische Führung 
geblieben": es solle sich an "seine 
Herzöge" und "Könige" erinnern 
(S.345). Daneben führt er das Kon- 
zept des "Fürsten der ökologischen 
Wende" an (S.323), das er beim fa- 
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schistischen Ideologen Julius Evola 
abgekupfert hat. | 

Konkret macht Bahro seine 
antidemokratische Position dann über 
den Vorschlag, eine spirituelle, nur 
"Gottes Stimme" lauschende und nur 
ihr verantwortliche Elite solle oligar- 
chisch und als gesellschaftliche 
"Stimme der Gottheit" herrschen (8. 
491 ff), denn "die gesellschaftliche 
Rechtsordnung darf nicht länger vom 
Staat und von anderen, noch 
unbefugteren faktischen Mächten ge- 
setzt werden" (S.363). 


Freiwillige Unterwerfung als 
Entssbjektivierung 


Bahros Ansatz ist dem der Linken 
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... 
Fr I 


diametral entgegen- 
gesetzt. Während die 
Linke die Emanzipa- 
Z tion des Menschen 
0 anstrebt, will Bahro 
= die Entsubjektivierung 
2 des Menschen, der 
= nicht mehr länger 
Se danach streben soll, 
Herr seiner selbst zu 
werden, Statt dessen 
wird eine abstrakte, 
von sehr konkreten 
Herrschenden gegen 
Pe die Interessen der 
Massen funktional- 


P 
— 


ERIHR| „N isierbare "Natur" als 
= £ an Subjekt der Geschich- 
WEIT ES. postuliert. Die 
"Gottheit" sei "gleich 
der Natur", meint er 
(S. 491), jedes Miß- 
verständnis aussch- 
ließend. Faktisch wird 
diese göttliche Gesetz- 
lichkeit von Gurus 
vermittelt, die als 
spirituelle Elite den 
Massen vorschreiben, 
was angeblich gött- 
lich-naturgesetzlich 
gewollt sei. Wie unter 
oligarchischen Zuständen eın "kon- 
sensualer Prozeß" in Bahros spırı- 
tuellen Kommunen real ausehen 
würde, dafür gibt es bei den hierar- 
chischen psychoterroristischen "Ju- 
endsekten" bereits genügend 
Vorbilder. Bahro sagt nichts dazu, 
warum seine Kommunen diesen 
autoritären Weg nicht schließlich 
auch gehen sollten, erst recht, 
nachdem hier Minderheitenpositionen, 
aus denen in einem demokratischen 
Prozeß Mehrheiten und damıt Ver- 
änderung entstehen könnten, wegkon- 
sensualisiert werden. Die Eliten- 
Herrschaft von Guru-Cliquen in einer 
hierarchischen statt egalitären Gesell- 
schaft erscheint schließlich als die 
adäquate Umsetzung "naturgemäßer 


nn 
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Ordnungen", die Bahro anstrebt (S. 
59). Hier wird dann z.B. "eine 
Wirtschaftsordnung ...‚die von uns 
verlangt ist" (S.74), gepriesen, statt 
einer, die nach den Bedürfnissen der 
Massen von diesen selbst eingerichtet 
wird. "Verlangt" - von wem? Von 
der "Stimme Gottes", der Guru- 
Oligarchie, 


Eme Professur im Interesse der 
Herrschenden 


Plump, aber wahr: In Bahros System 
ist die Guru-Oligarchie zum heutigen, 
nicht-faschistischen Zeitpunkt faktisch 
mit den jetzt Herrschenden bzw. ihr- 
en Agenten identisch, denen es ledig- 
lich noch an der spirituellen Aura 
fehlt. Diese Erkenntnis mag auf den 
ersten Blick erstaunen, spielt Bahro 
doch die Rolle des Aussteigers aus 
der "herrschenden Megamaschine", 
wie er es nennt. Doch kommt z.B. 
seine Sympathie für Biedenkopf ja 
nicht von ungefähr, dessen Bemüh- 
ung der Naturgesetze zur Recht- 
fertigung der "Kinder, Küche, 
Kirche"-Unterdrückung der Frau von 
Bahro weitgehend zustimmend zitiert 
wird (S.502). 1988 sagt Bahro in 
einem Interview der "taz", die Oligar- 
chie der spiritellen Elite "braucht 
Leute, der Meinung bin ich aller- 
dings, die es schaffen, öfter als 
üblich von dem höheren Selbst in 
sich auszugehen als von den Ich- 
Interessen. Leute, die schon mal nicht 
die beherrschten Massen, erst recht 
nicht in den neuen Bundesländern.” 
Wer hat denn hierzulande‘ "schon mal 
genug gekriegt" und kann aus der 
Position des Zufriedenen und Befrie- 
digten Politik machen ohne Rücksicht 
auf die materiellen Interessen der 
Massen? Dieser Satz Bahros, mal so 
passend gesagt, verrät mehr über die 
Brauchbarkeit seiner Ideologie für die 
Herrschenden, als Bahro lieb sein 


kann, 
Es wird den Herrschenden auch 


telegraph 4/93 


gefallen haben, das Bahro Ende Mai 
1992 im "Neuen Deutschland" die 
Lohnkämpfe der Gewerkschaften als 
kontraproduktiv für seine Vision 
eines Neuen Zeitalters angriff und in 
der Manier eines Unternehmer- 
verbands-Sprechers klagte, niemand 
wolle heutzutage mehr arbeiten: 
"Alles sitzt im Büro und auf der 
Unibank". Diese Unverschämtheit 
gegenüber der arbeitenden Bevölke- 
rung wirkt aus dem Munde eines 
deutschen Professors sicher besonders 
glaubhaft! Vor allem aber ist von 
daher nur zu verständlich, daß Bahro 
an der Humboldt-Universität eine 
Professur bekam, nachdem die 11. 
Feuerbach These von Marx, die das 
Foyer schmückte, dort ausgedient hat. 
(Red, 'telegraph': Das ist nicht richtig, 
Bahro bekam die Professur bereits 
Anfang 1990, in einer Zeit, als sich die 
SED-Seilschaften gern mit oppo- 
sitionellen aber ungefährlichen Fei- 
genblättern schmückten). Nach den 
gesellschaftlichen Verhältnissen in 
Deutschland und Europa zu urteilen, 
braucht niemand zu fürchten, Bahros 
Entindustrialisierungs-Phantasien 
würden praktisch,so wie damals die 
romantizistische Zivilisationskritik der 
völkischen Bewegung doch nicht zur 
Erneuerung des historisch überlebten 
subsistenzwirtschaftlichen Bauerntums 
führte, sondern im Gegenteil fakt- 
isch die spirituell-weltanschauliche 
Voraussetzung zur faschistischen 
Gesellschafts-Modernisierung darstell- 
te". Bahro nennt seine "Wissenschaft" 
"Sozialökologie". Das ist ein Begriff, 
der vorsätzlich Unvereinbares zusam- 
menbringen will: eine der mensch- 
lichen Subjektivität entzogene, 
vorgegebene "Natur" und menschliche 
Gesellschaftlichkeit, das nannte man 
bisher: Sozialdarwinismus. Alter - 
saurer - Wein im neuen Schlauch, 
und schon fallen wieder Intellektuelle 
reihenweise auf die alten faschist- 
ischen oder konservativ-revolutionäre 
Demagogie herein, 
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Bahros Praxis: 
Arbeit mit Neofaschisten 


Bahro beteuert immer wieder, 
er werde durch solche Kritik fehlin- 
terpretiert. Seine politische und "wis- 
senschaftliche” Praxis spricht jedoch 
eine deutliche Sprache: In Bahros 
Seminarhaus in der Eifel vertrat Ende 
1990 nicht nur Rainer Langhans die 
These, die SS (!) habe eine "hohe 
Sterbekultur" entwickelt, an der man 
sich heute orientieren müsse; eine 
Teilnehmerin äußerte auch: "Deutsch- 
land hat ohne Führer keine Chance” 
**, derart klar und eindeutig also 
wird Bahros Botschaft von seinen 
Jüngern verstanden. Daß sein "grüner 
Adolf" eben doch derselbe ist wie 
der bekannte, zeigten nicht nur die 
oben genannten strukturellen Gemein- 
samkeiten in der Herrschaftsform. 
Neuerdings bezieht sich Bahro immer 
wieder positiv auf die Chefideologin 
der "Neuen Rechten" Sigrid Hunke, 
die 1942 bei dem SS-"Rassen- 
psychologen" L.F. Clauß promovier- 
te, jahrelang Vize- und Ehrenpräsi- 
dentin der nazistischen Sekte "Deut- 
sche Unitarier Religionsgemeinschaft" 
(DUR) war und inzwischen zum 
"Thule-Seminar" um den Kopf des 
europäischen intellektuellen Neofa- 
schismus, Alain de Benoist, gehört. 

Doch mit Hunke nicht genug: 
Im Wintersemester 1991/92 warb 
Bahro auf Flugblättern unter seinen 
HörerInnen an der Humboldt-Uni für 
die Veranstaltungsreihe eines Wolf- 
gang Deppert, der jahrelang der ober- 
ste theologische Chef der DUR war 
und noch Ende 1990 in einem Sekten- 
blatt einen Text aus dem Umfeld des 
kriminellen "Auschwitz-Lügners" 
Thies Christophersen abdrucken ließ. 
Die Autorin dieses Textes - Prinzes- 
sin Marie-Adelheid Reuß-zur Lippe, 
eine Vorgängerin Depperts als theolo- 
gische Chedin der DUR und 1986 
Chefredakteurin von Christophersens 
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Zeitschrift "Die Bauernschaft" -, war 
die Begründerin des historischen 
"Nordischen Rings" der 20er Jahre 
und eine enge politische und persön- 
liche Vertraute des Chefs des SS- 
Rasse- und -siedlungsamtes, Walther 
Darre’, der sie "meine kleine Sch- 
wester" nannte. Darre’ seinerseits war 
ein Exponent der von Bahro heute 
propagierten Subsistenzwirtschaft- 
Konzepte, die er als Ernährungs- 
minister im Kabinett Hitler vergeb- 
lich durchzusetzen versuchte. Alles 
nur Zufälle? 

Auch in seinem neuen Buch 
"Rückkehr" bezieht sich Bahro auf 
Deppert; das Buch erschien im "Ho- 
rizonte"-verlag, in dem Hunke bereits 
mehrfach publizierte, u.a. auch 1989 
ihr unsägliches Buch "Vom Unter- 
gang des Abendlandes zum Aufgang 
Europas", das lediglich die faschist- 
ischen Klassiker "Die Grundlagen des 
19, Jahrhunderts" von Houston Ste- 
ward Chemberlein und "Der Mythos 
des 20. Jahrhunderts" von Alfred Ro- 
senberg variiert. Da fällt die Antwort 
nicht schwer, wohin denn Bahros 
"Rückkehr" führen soll. 

Daß Bahro und Deppert an der 
Humboldt-Universität lehren können 
(und wer weiß, wer hier nach der 
"Wende" noch alles unerkannt einen 
Lehrauftrag oder eine Lehrstuhl- 
vertretung angedient bekam), daß 
Hunderte Studierende dort an ihren 
Lippen hängen, verheißt wahrlich 
nichts Gutes. Eine traditionsreiche 
Hochschule, an der aufgeklärter Geist 
ebenso zu Hause war wie sozialist- 
ischer, droht, zumindest in Teilen zu 
einer Ausbildungsstätte der "Konser- 
vativen Revolution" zu verkommen. 
(Red. "telegraph': während der 
realsozialistischen Ara stand die HU 
jedenfalls nicht für Sozialismus und 
Geistesfreiheit, sondern zumeist für 
geistige Bevormundung und 
rückhaltlose Speichelleckerei, insofern 
liegen Bahro und die Studentenschaft 
ganz in den alten Traditionen). 
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I Vor märls Cmrnossen, 


die 


* Vgl. hierzu demnächst: P.Kratz: 
Die braunen Götter. Im Schnittpunkt 
zwischen New Age, Faschismus und 
Kapitalinteressen (in Vorbereitung) 

** Zitiert nach "Materialdienst der 
Evangelischen Zentralstelle für Welt- 
anschauungsfragen" vom 1. 4. 199], 
Ss. 119, 


Redaktion 'telegraph': Wir hatten vor 
längerer Zeit Bahro mit seinem Sta si- 
vernehmer konfrontiert ('telegraph, Nr. 
7/92). Unser Eindruck aus diesem Ge- 
spräch war, daß Bahro bei Erscheinen 
seines Buches "Die Alternative" durch- 
aus die Hoffnung hatte, aus der Stasi- 
haft heraus neuer Theoretiker des 
Politbüros der SED zu werden, so 
merkwürdig das klingen mag. Bahro 1st 
auf eine geistig-geistliche Weise eın 
sehr machtgieriger Mensch und läßt 
unwillkürlich an jenen Bismarck- 
Ausspruch vor dem Reichstag über 
Ferdinand Lasalle denken: Er ha be, 
meinte Bismarck, sich mit Lasalle schr 
verbunden gefühlt, weil Lasalle 
durchaus Monarchist gewesen sei, Nur 
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hinter Fuch her/ 


/5/ 


habe Lasalle leider eher an eine 
Dynastie Lasalle als an die der Hohen- 
zollern gedacht. 


Uruguay-Reader 
soeben 
m erschienen: 


Donde esta la lucha? 

Aktuelle Situation nach dem Referendum gegen 

das Privatisierungsgesetz, Protokolle einer Reise- 
gruppe im Frühjahr 1992: Treffen mit den MLN- 

Tupamaros, Gewerkschaften, Landbesetzerinnen, 


Frauenzeitung, Jugendlichen, Medienprojekte... 


70 Seiten - DM 7,- - incl. Porto: 
Archiv 92, Eichenberger Str. 9, 2800 Bremen 


Frauenbewegung In Uruguay 
Artikelsammlung über Lebensbedingungen 
von Frauen, feministische Frauenzeitung 
„Cotidiano Mujer" und Medienprojekte, 
Frauenhausprojekt... 

40 Seiten - DM 5,- : incl Porto: c/o Direkte Aktion, 
Fischerstraße 94, W-4100 Duisburg 1 


Antıfaschistische Bundestagsabgeordnete 
wird von eigener Partei gestoppt. 


Wie unsere. Stammleser sicher 
wissen, haben wir wiederholt über 
den Cottbusser Jugendhilfe e.V. und 
seine höchst merkwürdigen Methoden 
bei der Arbeit mit rechten Jugend- 
lichen (faschistische Streetworker, 
Nazikonzerte, Mishandlungen von 
Antifas durch jene Streetworker etc.) 
Nun ist dieser Jugendhilfe e.V. nicht 
nur in unseren Blickwinkel geraten. 
Verschiedene lokale und überregio- 
nale Medien beschäftigten sich in der 
Vergangenheit intensiev mit dieser 
Institution, 

So kam es, daß auch Politiker dieses 
Thema für wichtig genug hielten, um 
sich auf parlamentarischer Ebene 
damit zu befassen. 

Die Bundestagsabgeordnete der Grup- 
pe PDS/Linke Liste Ulla Jelpke 
reichte am 08.März 1993 eine kleine 
Anfrage unter der Überschrift "Ju- 
gendarbeit mit Rechten" ein. 

Hierbei bezog sie sich, auf das am 
08.10.1991 von der Bundesministerin 
für Frauen und Jugend angekündigte, 
20-Millionen-DM-"Aktionspro 
gegen Aggression und Gewalt" 
(AgAG), welches 1992 vollständig 
aus: den Mitteln des Bundesjugend- 
plans genommen wurde. Es wird 
seitens Frau Jelpke der Verdacht 
geäußert, daß sich eine große Zahl 
der 144 geförderten Projekte "gezielt 
mit festen Gruppen rechtsextremer 
Jugendlicher befassen" und sich bei 
verschiedenen dieser Projekte "eine 
Beeinflussung oder Durchsetzung 
dieser Gruppen seitens organisierter 
Mitglieder neofaschistischer Organi- 
sationen nachweisen" läßt. 
Fortlaufend wurden diesbezüglich 28 
Fragen an die Bundesregierungen 
formuliert. So heißt es unter ander- 
em: 

"...6. Liegen der Bundesregierung 
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Erkenntnisse über eine frühere 
Betätigung von Streetworkern in 
Cottbus/Brandenburg in rechtsex- 
tremen Organisationen, insbesondere 
der DA und der "Skrewdriver Secu- 
rity Deutschland" (der gewalttätigen 
Schutztruppe der rechtsextremen 
englischen Skinhead-Band "Skrew- 
driver") vor? 


7. Ist der Bundesregierung bekannt, 
daß der Streetworker Andreas Mu- 
schik aus Cottbus, beschäftigt bei der 
durch die AgAG geförderten "Ju- 
gendhilfe e.V.", in den vorgenannten 
beiden Organisationen Mitglied war? 


D. Ist der Bundesregierung beispiels- 
weise bekannt, daß im Sandower 
Jugendclub (ein Teil der Jugendhilfe 
e.V.; die Red.) in Cottbus wiederholt 
rechtsextreme Bands aufgetreten sind 
(u.A. Märtyrer, Störkraft, Wehr- 
wolf)? 

12 c) Glaubt die Bundesregierung, 
durch die Förderung eines solchen 
Projektes zur "Gewaltprävention" 
beitragen zu können? ..." 


Als die Jugendhilfe e.V. von dieser 
kleinen Anfrage erfährt, versucht der 
Geschäftsführer Jörn Meyer hände- 
ringend Schaden abzuwenden. So 
versucht er über die Antifa mit un- 
serer Redaktion in Verbindung zu 
kommen, um über die im "telegraph” 
veröffentlichten Artikel zu reden. Das 
Antifa-Info-Blatt Berlin erhält ein 
Schreiben in dem Meyer alle An- 
schuldigungen leugnet. Zum Beispiel 
behauptet er: "...die Exıstens eıner 
Organisation "Skrewdriver ‚Security 
Deutschland" ist uns völlig unbe- 
kannt..." Auch wäre Anreas Muschik 
kein ",...Prügelheld..." und "...organı- 
sierte faschistische oder rechtsex- 
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treme Strukturen werden durch uns 
mit Gewißheit nicht unterstützt. ..."; 
kurz und gut Jugendhilfe e.V. ist fast 
zu vergleichen mit dem Christlichen 
Verein Junger Männer. 

Doch dann kam der Clou. Als näm- 
lich anfang April Gregor Gysi in 
Cottbus weilte, kam es zu einem Ge- 
spräch mit der Jugendhilfe e.V. Kurz 
vor der Abreise diktierte Gysi folgen- 
den Brief an Ulla Jelpke: "Liebe 
Ulla, Jugendliche der Jugendhilfe 
Cottbus e.V. haben mich in Cottbus 
angesprochen, weil sie mit Deiner 
Kleinen Anfrage vom 8.März 1993 
sehr unzufrieden sind. Sie glauben, 
daß Du falschen Informationen hin- 
sichtlich ihres Jugendvereins unter- 
legen bist. Sie bitten dringend um 
Deinen Besuch, damit sie Dir vor Ort 
alles erklären können. (...) Außerdem 
solltest Du wissen, daß sich ein jung- 
er engagierter Genosse vom Kreis- 
vorstand der PDS damit regelmäßig 
beschäftigt. (...) Zu ihm sollte unbe- 
dingt Kontakt aufgenommen werden. 


UN 


Mit herzlichen Grüßen Gregor" 
Kurze Zeit später wurde das Thema 
"Kleine Anfrage" dahingehend be- 
endet, daß die Gruppe PDS/Linke 
Liste eben diese zurückzog und das 
prickelnderweise, ohne Frau Jelpke 
davon zu informieren, geschweige 
denn Rücksprache zu halten. Aus 
Cottbusser Antifakreisen wurde die 
Vermutung laut, das Gysi persönlich 
die Rücknahme der kleinen Anfrage 
angewiesen hat, was jedoch derzeit 
nicht zu beweisen ist. 
So ist das in der PDS. Antifaschisten 
werden Ketten angelegt und die 
Partei-Prominenz plaudert mit Nazis, 
wie letztens Herr Gysi beim TV- 
Sender VOX mit Herrn Jörg Heider, 
Chef der rechtsextemen ' 
Jörn Meyer kann erst einmal durch- 
atmen. Das wäre doch für Jugend- 
hilfe e.V. ein Anlass zu Feiern, Ich 
schlage vor mit einem zünftigen 
Skrewdriver-Konzert im Sandower 
Jugendclub, 

Daniel Düsentrieb 


IM; 


Gysi behinderte Antifaschistn aus seiner Partei und plaudert mit Nazis 
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Geldstrafe trotz Ausmusterung 
Prozeßgegen den Totalverweigerer Sascha Wahl 


Am 6. April fand vor dem Berliner 
Landgericht die Berufungsverhand- 
lung gegen den ostberliner Wehr- 
diensttotalverweigerer Sascha Wahl 
statt. Sascha begleiteten ca. 15 
Freunde und Totalverweigerer in den 
Gerichtssaäl. 

Bei der ersten Verhandlung wurde 
Sascha zu einer Freiheitsstrafe von 6 
Monaten, für 2 Jahre zur Bewährung 
ausgesetzt, mit der Bewährung- 
sauflage von 600.- DM, zu zahlen an 
den gemeinnützigen Verein "Frie- 
denszentrum Martin-Niemller-Haus", 
verurteilt. 

Ein "Aufruf zur Verweigerung aller 
Dienste am Krieg" war bei dieser 
Verhandlung vor dem Amtsgericht 
direkt dem Staatsanwalt übergeben 
worden, zu dem Zeitpunkt, als der 
Verteidiger sein Plädoyer begann. 
Der Staatsanwalt überflog die 
Erklärung kurz und nahm sie dann zu 
seinen Akten, ohne im weiteren 
Verlauf Bezug darauf zu nehmen. 
Der Aufruf wird von 63 Unterzeich- 
nerInnen getragen, darunter 9 
Mitglieder des Berliner Abgeord- 
netenhauses. Bisher gab es keine 
Reaktion auf diese Straftat gemäß $ 
111 StGB. (siehe telegraph 10/92) 

Der Richter gab bei der Berufung 
Sascha Gelegenheit, ausführlich den 
langen Weg seiner Gewissensent- 
scheidung, die stark durch seine 
Kindheitserlebnisse in der ehemaligen 
NVA-Garnisonsstadt Strausberg 
beeinflußt wurde, darzustellen. 
(Freudscher Versprecher von Sascha: 
"Strausberg liegt in der ehemaligen 
NVA"). Auf die umfassende Darle- 
gung des Angeklagten, daß Zivil- 
dienst ebenfalls Kriegsdienst ist, ant- 
wortete der Richter: "Das haben wir 
jetzt verstanden!" 

Besondere Beachtung schenkte das 
Gericht diesmal auch der Tatsache, 
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daä der Angeklagte nach Ablauf der 
eigentlichen Grundwehrdienstzeit 
nach einer neuerlichen Tauglichkeits- 
untersuchung (vor einer weiteren 
geplanten Einberufung im Oktober 
1992) als untauglich eingestuft wurde. 
Dazu verlas der Richter die für die 
Tauglichkeitsüberprüfung eingereich- 
ten ärztlichen Befunde: Uniform- 
phobie. 

Trotzdem liege ein schuldhaftes Han- 
deln vor ($ 16 Fahnenflucht), so 
Richter Leschonski. Auch handele es 
sich ja um eine bewußte Gesetzes- 
übertretung aufgrund der Gewis- 
sensentscheidung: "Sie haben ja in 
Interviews erklärt, daä Sie bereit 
sind, die Konsequenzen zu tragen." 
Aber das Gericht tat sich dennoch 
schwer mit der Urteilsfindung. Der 
Rechtsanwalt ging auf einige 
politische Hintergründe ein: Der 
Angeklagte habe, keinerlei 
Machtmittel, seine Überzeugung 
(keine gewaltsame militärische 
Konfliktlösung) "durchzusetzen", 
diejenigen, die die konträre Meinung 
haben, dagegen ja. Eine Volksab- 
stimmung für die allgemeine Wehr- 
pflicht hat es nicht gegeben. Und: 
Die Funktion der Armee sei, knapp 
gesagt, zu erlernen, wie man Aus- 
länder tötet. Deshalb übe sie ja auch 
eine gewisse Anziehungskraft auf 
jene aus, die dies auch ganz privat 
gern wollen bzw. tun. Eine Ab- 
schaffung der Armee sei ein Beitrag 
zur Beseitigung von Gewalteinflüssen 
auf die Jugendlichen. 
Die Staatsanwältin beharrte auf der 
erstinstanzlichen Entscheidung, wollte 
nur die Bewährungsauflage (600 DM) 
gestrichen wissen. Da Herr Wahl 
Interviews gegeben habe und sich 
auch mit rechtlichen Mitteln gegen 
die Einberufung gewehrt habe, seı 
kein Anlaß fr die Anwendung des 
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Jugendstrafrechts gegeben. 

In der Urteilsbegründung kam das 
Schöffengericht aber doch zur 
Anwendung des Jugendstrafrechts, da 
"keine schwere Schuld” und auch 
keine "kriminelle Verwahrlosung" 
beim Angeklagten vorliege, "im 


Gegenteil”. Das erstinstanzliche Urteil 
wurde aufgehoben, dafür "nur" die 
Geldstrafe (600,-DM) aufrechterhal- 
ten - zur Erinnerung an die "Ver- 
pflichtungen eines Gemeinwesens", 
bei Nichtzahlung sind 4 Wochen 
Arrest angedroht. 


Prozesse gegen totale 
Kriegsdienstverweigerer 


Die letzten Prozeßergebnisse gegen 
erklärte Totalverweigerer, die an die 
Öffentlichkeit gingen, lauteten: 
Oliver Klösterlein (Zivildienstab- 
bruch): 02.02.93 LG Bonn 
Berufungsverhandlung - Urteil aus 1. 
Instanz (6 Mon. auf Bewährung) wird 
umgewandelt in 90 Tagesstze a 40 
DM Geldstrafe 

Roland Endres (aus Berlin): 03.02.93 
AG Brandenburg - 60 Tagessätze a 
20 DM 

Henning Hahn (ZD-Abbruch): 
04.03.93 Jugendschöffengericht Gif- 
horn - 45 Tagessätze a 25 DM | 
Heiko Marquardt: 08.03.93 AG 
Berlin - 100 Tagessätze a 30 DM 
Berthold Mackenthun (Zivildienstab- 
bruch nach 1 Monat): 16.03.93 AG 
Mainz - 5 Monate Haft, ausgesetzt 
auf 3 Jahre zur Bewährung 
Alexander von Lünen: 22.03.93 AG 
Bonn - 90 Tagessätze a 40 DM 
Tobias Henkel: 30.03.93 AG Ebers- 


berg/München - 10 Tage soziale Ar- 
beit 

Alexander, Tobias und Roland sind 
keine anerkannten KDVer und haben 
Bundeswehrarrest hinter sich. 
Gegenüber Tobias Henkel fordert die 
Bundeswehr ein "Nachdienen", ob- 
wohl er bereits mit Dienstverbot be- 
legt ist. Roland Endres wurde nach 
seiner Verhandlung nochmals in den 
Bundeswehrarrest verschleppt und 
war insgesamt 60 Tage arrestiert. 
Nach einem Grundsatzurteil sind 63 
Tage Bundeswehrarrest zur "Diszipli- 
nierung" möglich - eine Vorverurtei- 
lung, die sich die Bundeswehr 
anmaßt. Deshalb müssen Totalver- 
weigerer "untertauchen” bis das 
"Dienstjahr" rum ist. Sascha Wahl 
hatte dies erfolgreich geschafft. 
Prozeßtermin: 

29,04,93, 9 Uhr AG Hannover, Neu- 
bau, Zi 312 gegen Dirk Goldbrunner 
(ZD-Abbruch nach 6 Monaten) 


Besuch in Belgrad: j 
Gewaltfreies Eingreifen möglich? 


Vier Menschen aus Stendal/Magde- 
burg waren Mitte März in Serbien, 
um Antworten auf folgende Fragen 
herauszufinden: 

- Ist ein nicht-militärisches Eingreifen 
in Bosnien-Herzegowina machbar? 

- Läßt sich eine gewaltfreie Aktions- 
form erarbeiten, die tauglich ist, die 
Vernichtungs- un Vergewaltigungs- 
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lager in Bosnien-Herzegowina zu 
öffnen? 

- Ist eine Beteiligung von Deutschen 
angesichts der Verbrechen während 
des II. Weltkriegs von Deutschen an 
Serben denkbar, förderlich oder hin- 
derlich? 

Sie hatten Kontakte mit dem Belgra- 
der Antikriegszentrum, den Frauen in 


33 


Rekrutenzugblockade in Berlin am 1. April 1993: 
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Schwarz, einem katholischen Pater, 
dem Goethe-Institut in Belgrad, der 
Deutschen Botschaft und einem 
österreichischen Journalisten. Auch 
aufgrund des Kultur- und Wissen- 
schaftsembargos haben die deutschen 
Einrichtungen nur Statistenfunktion, 
Deutlich wurde, daß diese keinerlei 
konfliktentschärfende Wege - nicht 
einmal Kontakte zur ortsansässigen 
Friedensbewegung suchen. Der Ge- 
schäftsträger der Deutschen Botschaft 
meinte z.B., daä es keine serbischen 
Deserteure geben würde, wenn doch, 
so gingen sie eher auf die Botschaft 
in Zagreb. 

Eine Frau vom Antikriegszentrum 
äußerte sich skeptisch darüber, an die 
Lager heranzukommen. Ein "freiwilli- 
ges Nicht-Schießen" sei undenkbar, 
"du siehst nicht, wer schießt; wer 
warum wann und für wen Minen 
gelegt hat." Dieser Krieg sei eine 
reine Maskerade, in dem alle gleiche 
Uniformen hätten, teilweise UNO- 
Uniformen. Die einzelnen Parteien 
seien nur kenntlich durch verschie- 
denfarbige Armbinden und Mützen, 
die sehr oft in ihrer Farbe wechseln. 
Selbst wenn wir zu den Lagern 
durchkämen - begleitet durch mit Sa- 
tellit oder anders hergestellte Weltöf- 
fentlichkeit - werden sie schießen. 
Bisherige Erfahrungen mit gewalt- 
freiem Widerstand stimmen eher 
pessimistisch, (Bspw.: Die für An- 
fang Dezember 92 geplante Friedens- 
karawane von Split nach Sarajevo, zu 
der 100.000 Menschen erwartet wur- 
den, wurde letztlich von 20 Aktiven 
getragen, Seit Juli 92 werden vom 
Staat zudem neben der Genehmi- 
gungspflicht für öffentliche Veran- 
staltungen Demonstrationsgebühren 
erhoben.) "Gleichzeitig war zu mer- 
ken, daß der Krieg momentan von 
Belgrad noch genauso weit entfernt 
ist, wie von Stendal oder Magde- 
burg." 

Aufgrund der resignativen Erlebnisse 
stellten sich neue Fragen: 
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- Gibt es genügend Menschen (viel- 
leicht 100), die bereit sind an den 
Überlegungen mitzuarbeiten und sie 
konkret werden zu lassen. 

- Ist es möglich, von außen das Öff- 
nen von drei Lagern gleichzeitig 
(kroatische, serbische, muslimische 
Wächter) vorzubereiten, allen Kriegs- 
parteien mitzuteilen und durchzu- 
führen? 

- Ist die Frage nach eigenen existen- 
tiellen Angsten eher untergeordnet 
oder beeinflussen diese unsere Ant- 
worten nachhaltig? 

Welche Möglichkeiten haben wir, po- 
litischen Druck auszuüben: 

- auf die einzelnen Präsidenten des 
ehemaligen Jugoslawien, um zual- 
lererst einen Waffenstillstand durch- 
zusetzen? 

- auf die gesamte Bundesregierung 
und das Auswärtige Amt: keine In- 
terventionspolitik, Einsatz für ein 
Embargo mit solidarischem Charakter 
(gegenüber der Bevölkerung); aktive 
unbürokratische Flüchtlingshilfe, auch 
für Deserteure; Aufhebung des Kul- 
tur- und Wissenschaftsembargos 

- auf die Medienpolitik: Aufhebung 
kriegsfördernder Propaganda in Deut- 
schland, mehr Offenheit gegenüber 
alternativen Aktivitäten gegen diesen 
Krieg... 
"Die Idee des gewaltfreien Eingrei- 
fens ist von uns nicht aufgegeben. 
Wir sind bereit, daran weiılerzu- 
arbeiten.", ist das Fazit des 24 Seiten 
umfassenden, sehr informativen Rei- 
seberichts. Zu beziehen ist er über: 
Christina Schulz, Beethovenstr. 1, O- 
3500 Stendal, 0393 Y216267 oder über 
die Büros des NEUEN FORUM 
Kaum bekannt ist, daß es in Belgrad 
in der Zeit vom 9.-14. März 91 
täglich große Demonstrationen gab, 
die sich gegen das alte Regime 
richteten, aber sehr bald natıona- 
listisch wurden. Eine Fotodoku- 
mentation erschien im K.A.M.E.N- 
‚K.O.-Verlag Belgrad, Tel./Fax: 
0038/1635813 
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Meldungen 


Häuserräumungen in Zittau 


Am 17.3.1993 wurden in Zittau vier 
besetzte Häuser durchsucht und ge- 
räumt und weitere 30 Wohnungen 
durchsucht. Genüber den Bewohne- 
rInnen der besetzten Häuser gingen 
die Polizisten mit äußerster Brutalität 
vor, 

Vorwand für die Razzia und Räu- 
mung war die Suche nach Diebesgut 
in den besetzten Häusern. Die Be- 
wohnerInnen glauben an politische 
Gründe für diese Aktion. Die Razzia 
wurde von etwa 450 Einsatzkräften 
durchgeführt. 

Die ersten Auswirkungen der Räu- 
mung des Wegfalls von Organi- 
sations- und Treffpunkten machten 
sich die Faschisten zunutze. Am 18.3. 
griffen 20 Nazi-Kids eine Gruppe 
von Razaziabetroffenen an, die sich 
auf dem Sozialamt Zittau befanden. 


Gedächtnisprotokoll eines 
Betroffenen des ehemalig besetzten 
Haus Lindenstaße 11 in Zittau: 

"Gegen 5 Uhr wurde ich von Lärm 
im Haus munter. Zuerst dachte ich, 
die Nazis sind da. Ich wollte zur Tür 
um nachzuschauen, in dem Moment 
krachte es und die Tür flog auf. Etwa 
5 vermummte SEK-Polizisten, be- 
waffnet mit Schild, Gummiknüppel 
und Schußwaffen im Anschlag, war- 
fen mich brutal zu Boden. Mir wur- 
den die Hände mit Plastikrasterband 
gefesselt. Mein Kopf wurde mit 
Kleidungsstücken zugedeckt, damit 
ich nichts sehen konnte. Ich wurde 
beschimpft und mein Zimmer wurde 
durchsucht. Während der gesamten 
Zeit wurden mir Prügel angedroht, 
sobald ich eine falsche Bewegung 
mache. Anschließend führten sie 
mich aus dem Haus, dabei sah ich, 
daß die anderen Zimmer aufgebro- 
chen waren, es wimmelte überall von 
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Polizei. Die Lindenstraße und Milch- 
straße waren abgeriegelt. - 

Mit anderen BewohnerInnen wurde 
ich auf ein LKW verladen und nach 
Görlitz transportiert. Dort saßen wir 
4 Stunden, ohne daß wir reden durf- 
ten. Wir wurden einzeln aufgerufen 
und erkennungsdienstlich behandelt, 
Fingerabdrücke, Fotos. Nach weiteren 
3 Stunden begannen die Verhöre. 
„Gegen 19.30 Uhr wurden wir ent- 
lassen und nach Zittau gebracht. 


Überfall auf die Schreiner- 
straße 47 in Ostberlin 


Eine neue Qualität eines polizeilichen 
Übergriffs gab es jetzt auf das Ost- 
berliner besetzte Haus in der Schrei- 
nerstr. 47, in dem auch der im Januar 
von Nazis ermordete Silvio Meier 
wohnte. 

Nach einer gewaltlos abgelau- 
fenen Anti-Olympia-Demonstration 
durchstreiften Polizeiwannen unruhig 
die Stadt. Ob sie nun ein Opfer 
suchten oder nur die Situation prüfen 
wollten, bleibt unklar. Ein Funkama- 
teur will eine Polizeiweisung gehört 
haben, sich um 19.30 am Straußber- 

er Platz zu treffen, um besetzte 
Häuser in der Rigaer und Schreiner- 
straße zu räumen, In der Tat wurden 
an der Frankfurter Allee entlang ver- 
schiedene Räumfahrzeuge eingeparkt. 

Gegen 20.00 fuhr eine Hundert- 
schaft Polizei vor der Schreinerstr, 
47 auf. Nach einer Aufforderung, das 
Haus zu öffnen, blieb den Hausbe- 
wohnern keinerlei Zeit dem Folge zu 
leisten. Die Tür wurde mit einem 
Vorschlaghammer eingeschlagen. 40 
bis 50 Polizisten besetzten alle Stock- 
werke. Die Beamten brachen einzelne 
Wohnungen auf und durchsuchten 
zwei Stunden lang alle Räume des 
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Hauses. Sie beschlagnahmten Bohr- 
maschinen, Hämmer, Sportgeräte und 
Besenstiele. Außerdem vermissen die 
Hausbewohner jetzt eine Reihe von 
Dingen, unter anderem insgesamt et- 
wa hundert Mark. Das Auftreten der 
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Beamten war anmaßend und durch- 
gehend von Beleidigungen und Dro- 
hungen begleitet wie z.B. "Euch 
müßte man sprengen" oder "Bis 
Montag früh seid ihr sowieso ge- 
räumt." Ein Haussuchungsbefehl 
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wurde nicht gezeigt, kein Staats- 
anwalt ließ sich sehen. Von einzelnen 
Beamten konnte man erfahren, daß 
sich der Einsatz auf ein Antiolym- 
piaplakat beziehe, das aus dem 4. 
Stock hing. Der Transparenttext 
"Olympiabonzen angreifen" sei Auf- 
forderung zu einer Straftat. Alle 13 
Leute, die sich im Haus befanden, 
darunter eine Frau mit Kleinkind, 
wurden vorläufig festgenommen und 
durch verschiedene Polizeireviere 
transportiert. Sie wurden dort erken- 
nungsdienstlich behandelt (Namens- 
erfassung, Fotos, Fingerabdrücke). 
Gegen drei Uhr morgens wurden die 
letzten entlassen. 

Der Stadtrat für Soziales von 
Friedrichshain, Lorenz Postler, konnte 
immerhin vom Einsatzleiter erfahren, 
daß es sich um eine Durchsuchung 
wegen Aufruf zu einer Straftat han- 
delte und wurde dann nach Hause ge- 
schickt. Gleiches widerfuhr dem 
Stadtbezirksbürgermeister Mendiburu 
(der das aber schon vom Einsatz in 
der Mainzer Straße her gewöhnt ist). 
Eine Reaktion über das Berliner Ab- 
geordnetenhaus ist zur Zeit nicht 
möglich, da es wegen des Umzugs 
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erst am 29. April wieder zusammen- 
tritt. Offensichtlich glauben die Be- 
hörden bis dahin hinsichtlich der 
Beachtung der Grundrechte der Bür- 
ger weitgehend unbeaufsichtigt zu 
sein und dementsprechend die An- 
kunft des Olympischen Komitees zur 
Besichtigungstour präventiv absichern 
zu können. Laut "taz" vom 
14.April forderte der Staatsschutz 
intern die Berliner Polizeidienststellen 
auf, Informationen von 217 angebli- 
chen OlympiagegnerInnen an ihn 
weiterzuleiten. Diese Daten sollen im 
"Informationssystem für Verbrechens- 
bekämpfung" gespeichert werden. 
Der Polizeibericht wußte zu- 
nächst nur zu melden, daß es mit den 
Bewohnern der Schreinerstr. 47 eine 
friedliche Übereinkunft zur Abnahme 
eines Antiolympiaplakats gegeben 
hätte. Nachdem die Hausbewohner 
eine Presseerklärung mit der Schil- 
derung des Übergriffs an Redak- 
tionen und Agenturen gegeben hatten, 
mußten die Behörden Genaueres ver- 
lauten lassen. Demnach hat es angeb- 
lich eine Anweisung der Staatsan- 
waltschaft zur Beseitigung eines 
strafbaren Transparents gegeben. Da- 
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bei seien von der Polizei Waffen 
gefunden worden und daraufhin habe 
die Polizei eine Haussuchung durch- 
geführt. Immerhin scheinen diesmal 
die Karten aber für die Polizei ziem- 
lich schlecht zu liegen. Es gibt kein 
Durchsuchungs- und Beschlagnahme- 
protokoll und das ist eindeutig rechts- 
widrig. Allerdings ist kaum zu erwar- 
ten, daß der Innensenator Heckel- 
mann, der als Sollbruchstelle der 
Senatskoalition gilt, ausgerechnet 
über diese neue Affäre stürzt. Viel- 
leicht wird ja wenigstens die kaputte 
Haustür bezahlt. Der Transparenttext 
hat nach der Aktion in Berlin große 
Verbreitung gefunden. 


Polizeijagden 


Auch die Jenenser Polizei profiliert 
sich derzeit offenbar im unkonven- 
tionellen Umgang mit den Mitbür- 
gern. Schon gegenüber den Demon- 
stranten gegen das Burschen- 
schaftstreffen gab es reichlich Prügel. 
Aber bereits im Monat März wurden 
zwei neue Höhepunkte geschaffen. 
Ein Auto mit vier Jugendlichen 
wurde am 20. März vom Jenenser 
Stadtzentrum aus von einem Zivil- 
fahrzeug verfolgt. Die Jugendlichen, 
die Angst bekamen, beschleunigten 
immer mehr und wurden schließlich 
vor Stadtroda an einer Polizeisperre 
gestoppt. Die Verfolger stellten sich 
als Zivilpolizisten heraus. Steffen, 
einer der Jugendlichen wurde aus 
dem Auto herausgezerrt und mit 
verschiedenen Polizeigriffen solange 
malträtiert, bis ihm ein Oberarm 
brach, Die polizeiliche Darstellung ist 
freilich ganz anders. Ein polizei- 
bekannter Straftäter sei von der 
.Jenenser Stadtmitte aus verfolgt 
worden und bei Stadtroda gestoppt 
worden. Bei Ausweiskontrollen habe 
sich ein Jugendlicher widersetzt und 
habe sich bei der dann folgenden 
körperlichen Auseinandersetzungen 
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verletzt. Die Polizei habe gegen 
diesen Jugendlichen Anzeige wegen 
Widerstand erstattet. 

Schon am 25. März gab es 
einen neuen Höhepunkt. Zwei 
Jugendliche, die gegen 23.00 Uhr in 
ihr Sportinternat in Jena zurück- 
kehren wollten, hatten von mehreren 
kurzhaarigen Herren, die ihnen zu 
Fuß folgten, einen bedrohlichen Ein- 
druck. Die Jugendlichen beschleu- 
nigten schließlich und flüchteten in 
ihr Internat. Die Kurzgeschorenen 
waren Zivilpolizisten, die sich gerade 
auf der Suche nach einem flüchtigen 
Einbrecher befanden und schöpften 
Verdacht. Zusammen mit rasch her- 
beigeholten Kollegen und mit vorge- 
haltener Pistole stürmten sie das 
Internat, Im 3. Stock trieben sie Kin- 
der einer 5. Klasse aus den Betten 
und hielten ihnen entsicherte Pistolen 
an den Kopf. Die zwei siebzehn- 
jährigen Jugendlichen stellen sich, um 
die Kinder vor der entfesselten 
Polizei zu schützen. Daraufhin wurde 
der eine von ihnen zusammen- 
geschlagen und -getretenen. Zu später 
Stunde wurden sie dann ohne Ent- 
schuldigung wieder entlassen. 
Gegenüber der Presse hieß es, das 
Vorgehen sei im Grunde gerecht- 
fertigt gewesen, denn es hätte ja sein 
können, daß die zwei etwas mit dem 
Einbruch zu tun haben. Erst eine 
Woche später kam es bei einer 
Veranstaltung mit der Polizei in der 
Schule zu einer halben Entschuldi- 
gung. 

Natürlich lassen die Jenenser 
solche Aktionen nicht wehrlos 
gefallen. Es gab Spontandemon- 
strationen und eine ausgiebige Pres- 
sekampagne. Zuletzt gab es am 7. 
April eine Gagdemonstration, bei der 
Jugendliche im Gänsemarsch zu VEI- 
schiedenen Polizeibehausungen mär- 
schierten und dort über Megaphon 
DDR-Kinderlieder über den guten 
Onkel Volkspolizisten intonierten. 
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Das Landgericht Berlin ver- 

handelt am Hitlergeburtstag 

gegen einen antifaschistischen 
Demonstranten 


Der 23-jährige Ralph Uwe K. soll 
sich jetzt ausgerechnet am 20. April, 
dem Hitlergeburtstag vor dem 
Landgericht Berlin wegen "schweren 
Landfriedensbruch" verantworten. Er 
hatte zusammen mit etwa 300 
Personen gegen eine für den 1, Mai 
vorigen Jahres als "Propaganda- 
marsch" angemeldete Demonstration 
der neonazistischen FAP protestiert. 
Unter Führung des FAP Bundesvor- 
sitzenden Friedhelm Busse und des 
Berliner Vorsitzenden Lars Burmei- 
ster wollten die Neonazis sich ihren 
Traum, erfüllen und erstmals durch 
den Prenzlauer Berg marschieren. 
Den offiziellen Darstellungen zufolge 
scheiterte dieses Vorhaben an der 
Geistesgegenwart der Polizei, die bei 
Vorkontrollen 12 Neonazis, darunter 
Burmeister, wegen Waffenbesitz fest- 
nahmen, Tatsächlich haben sich trotz 
des Feiertages und vieler anderer 
Demonstrationen die 70 erschienen 
FAP-Leute einem unerwartet starken 
Widerstand von Leuten aus verschie- 
densten Schichten des Prenzlauer 
Berg gegenübergesehen. Sie zogen € 
dann vor, unter dem Schutz der Poli- 
zei zu Füßen des Thälmann-Denk- 
mals eine Kundgebung durchzuführen 
und den den Heimweg anzutreten. Ihr 
Rückzug geriet unter dem Steinhagel 
der Gegendemonstranten zur wilden 
Flucht, 

Ralph Uwe K. wurde von 
einem Greiftrupp der Polizei aus der 
Menge der Gegendemonstranten 
herausgeholt. In der Anklageschrift 
heißt es, der Angeschuldigte habe 
"aus der außerhalb der Polizeikette 
versammelten Menschenmenge von 
mindestens 50 Menschen ... zugleich 
mit anderen Personen einen Schotter- 
stein auf zirka 20 Metern Entfernung 
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gezielt über die Polizeikette in Rich- 
tung FAP-Anhänger (geworfen), 
wobei er mindestens billigend in 
Kauf nahm, Personen durch den 
Steinwurf erheblich zu verletzen." 
Die Konstruktion des "Schweren 
Landfriedensbruch" beruht darauf, 
daß der Angeklagte "Gewalttätigkei- 
ten gegen Menschen aus einer Men- 
schenmenge heraus in einer die 
öffentlich Sicherheit gefährdende 
Weise" begangen habe. Das soll 
durch zwei BGS-Beamte bezeugt 
werden. Bekannte von Ralph Uwe 
K. haben ihn weder an der von den 
Beamten geschilderten erhöhten Stel- 
lung, noch beim Steinwerfen gesehen, 

Die Gegendemonstration am 1. 
Mai vorigen Jahres hat den Neonazis 
wieder einmal eindringlich gezeigt, 
daß sie im Prenzlauer Berg nichts 
verloren haben. Das war nicht das 
Verdienst der Polizei, die weise Zu- 
rückhaltung übte und die Versamm- 
lung einer faschistischen Partei 
schützte. Nur durch den geschlos- 
senen Widerstand der Einwoh- 
nerInnen des Prenzlauer Bergs kann 
letztendlich eine weitere Ausbreitung 
verhindert werden. Dieser Widerstand 
soll jetzt exemplarisch bestraft 
werden, und zwar ausgerechnet an 
dem Tag den die Nazis als Geburt- 
stag ihrer verbrecherischen Führers 


feiern. 


Erst kam das Kapital und dann 
einige Revolutionäre, die aus 
langjähriger Kampferfahrung 
wissen, wo es langgeht... 

1. Mai 1993 in Berim 


Langjährige DemoplanerInnen der 
"Kreuzberger Revolutionären 1. Mai- 
Demonstration" hatten dieses Jahr 
keinen Nerv, sich wieder mit der auf- 
wendigen Arbeit der Vorbereitung 
und Durchführung zu belasten, Aus 
dem Osten wurde signalisiert, daß 
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wendigen Arbeit der Vorbereitung 
und Durchführung zu belasten. Aus 
dem Osten wurde signalisiert, daß 
kaum Interesse auf die üblichen 
Feierlichkeiten des linken Weih- 
nachtsfestes besteht. Stalinistische 
und K-Gruppen nutzten dies aus und 
begannen mit der ideologischen und 
organisatorischen Vorbereitung der 
diesjährigen revolutionären 1. Mai- 
Demo in Berlin, 

Die Vorbereitungsgruppe will dieses 
Jahr alles ganz anders machen und 
versuchte erst einmal ein Brücken- 
schlag zum DGB. Dies wurde fallen- 
gelassen: die DGB-Demo beginnt 
schon 10 Uhr, früh(!) und die Revo- 
lutionäre 1, Mai-Demo muß .13 Uhr 
am O-Platz in Kreuzberg beginnen, 
da sonst statt 15.000 nur 150 Teilneh- 
merInnen kommen würden, Inhalte 
sind nebensächlich. Also etwas ande- 
res: ach ja im Osten gibt es soziale 
Kämpfe, steht jedenfalls in einschlä- 
gigen Zeitschriften. Drum muß die 
Demo in den Osten führen. Rosen- 
straße und Scheunenviertel sollen die 
Highlights sein; plötzliche Kultstätten 
‚des antifaschistischen Widerstandes, 
die das Herzstück der diesjährigen 1. 
Mai-Demo bilden sollen. Außerdem 
ließe sich die Demo mit den geplan- 
ten Olympiabauten im Prenzlauer 
Berg zusätzlich garnieren, und da 
hats ja auch voriges Jahr gebrannt. 
Daß die Route mitsamt ihrem 
Planungsstab von sämtlichen von 
ihnen angesprochenen Gruppen im 
Prenziberg abgelehnt wurde, störte 
sie herzlich wenig. "Wir fragen nie 
bei Demonstrationen ob der dort le- 
benden Bevölkerung das paßt oder 
nicht." 

Im Prenzlauer Berg planten seit 
längerer Zeit einige dort aktiv leben- 
de Menschen ein eigenständiges |. 
Mai Fest, welches am 1 Mai, 2 Uhr 
auf dem Helmhozplatz stattfinden 
soll. Dies in eindeutiger Abgrenzung 
von der sogenannten 1. Mai-Demo 
Vorbereitungsgruppe. Doch die 
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Gruppe ließ sich auch nach Gesprä- 
chen mit OstberlinerInnen nicht von 
ihrer Route in den Prenzlberg abbrin- 
gen. Wenn sich zur Selbst- 
legitimierung der 
Demovorbereitungsgruppe Inhalte und 
Bezüge für manche Westlinke nur 
noch im Osten finden lassen, ist dies 
eine revolutionäre Bankrotterklärung, 
die sie bitteschön zu Hause abfeiern 
sollen. 

Alle die in den Osten kommen und 
sich am Fest beteiligen wollen, müs- 
sen sich von stalinistischen, maoisti- 
schen und sonstigen autoritären 
Gruppen distanzieren und die 
gewachsenen Widerstandsformen im 
Osten akzeptieren. 

Es wäre schön wenn am diesjährigen 
L Mai überall in allen Städten eigen- 
ständige Demonstrationen und Aktio- 
nen stattfinden würden. 


Gerhard Bögelein ist tot. 


Gerhard Bögelein wurde 1989 
verhaftet, da war er 67 Jahre alt und 
schwer krank und lebte in der DDR. 
Trotzdem mußte er 2 Jahre im Unter- 
suchungsgefängnis Hamburg ver- 
bringen. 1992 wurde er zu 
lebenslänglich verurteilt. Er wurde 
beschuldigt, den NS-Blutrichter Erich 
Kallmertern 1947 im Kriegsgefan- 
genenlager Klaipeda erschlagen zu 
haben, Der Antifaschist Gerhard 
Bögelein wurde trotz einer nur 
lückenhaften Indizienkette und ohne 
Tatzeugen zum Täter konstruiert. 

Mitte Dezember 1992 wurde er 
auf Haftverschonung entlassen als 
klar war, daß er nur noch eine gerin- 
ge Lebenserwartung hatte. 

Gerhard Bögelein war als 
!Yjähriger 943 das erste mal mit NS- 
Militärjustiz in Konflikt geraten. Er 
hatte sich geweigert, an der Erschies- 
sung einer Gruppe Zivilisten, darun- 
ter auch Juden teilzunehmen. 1944 
gelang ihm die Desertation aus der 
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deutschen Wehrmacht und bis Ende 
des Krieges kämpfte er auf der Seite 
der Roten Armee. Ab 1945 war er als 
Offizier der Roten Armee beauftragt 
worden faschistische Kriegsver- 
brecher zu überführen. In diesem 
Zusammenhang verhörte er auch den 
NS-Militärrichter Kallmerten der 
daraufhin ein Geständnis unterzeich- 
nete, wonach er persönlich ver- 
antwortlich für 178 Todesurteile war, 
die er in der Eigenschaft als oberster 
Militärrichter der Korlandarmee ver- 
hängte. 

Gerade mit dem Fall Gerhard 
Bögelein wird auf schrecklicher Wei- 
se die zweierlei Maß der deutschen 
Justiz deutlich. 

G.Bögelein weigerte sich, an 
der Erschießung von Juden teilzu- 
nehmen und wird wegen angeblicher 
Beteiligung am Tod eines Naziver- 
brechers mit 67 Jahren inhaftiert und 
verurteilt . 

Auf der anderen Seite - Gustav 
Just, Alterspräsident des Landtages 
Brandenburg als Abgeordneter der 
SPD. Bekannt geworden als er 1957 
mit anderen Mitgliedern der "Janka- 
Harich-Gruppe" wegen staatsfeind- 
lichen, konterrevolutionären 
Aktivitäten verhaftet und verurteilt 
wurde. 

G. Just nahm als Leutnant der 
faschistischen Wehrmacht, Panzer- 
jäger-Abteilung 156, 1.Kompanıe, 
2.Zug, am 15. Juli 941 an einem Ein- 
satz in der Sowjetunion, in Masikow- 
ka in der Nähe von Cholm teil. Bei 
diesem Einsatz wurden 6 Juden er- 
schossen. 

Nach dem Zusammenbruch der 
DDR kamen StasivernehmungsproO- 
tokolle aus dem Jahre 1957 zum Vor- 
schein. Dabei ging es um seıne 
Beteiligung an der Erschießung der 6 
Juden. Aufzeichnungen aus scınem 
Kriegstagebuch, an Hand deren seine 
Mittäterschaft bewiesen werden konn- 
te, wurden bei der Hausdurchsuchung 
der Staatssicherheit beschlagnahmt. 
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Im Gerichtsprozeß 1957 spielte dies 
keine Rolle, war noch nicht einmal 
eine Erwähnung wert, 

1990/1991 beschäftigten sich 
dann der Bundesgerichtshof, die 
Staatsanwaltschaft Frankfurt/Oder 
und das Ministerium der Justiz des 
Landes Brandenburg mit dem Fall 
Just. 

In einem Schreiben des 
brandenburger Justizministeriums 
vom 24.6.1991 hieß es abschließend: 
"Wegen Eintritts der Verfolgungs- 
verjährung habe ich von der 
Einleitung eines Ermittlungs- 
verfahrens gegen das Mitglied des 
Landtages...Gustav Just abgesehen. 
Die hiesige Behörden vom ehemali- 
gen Generalstaatsanwalt der DDR 
übersandten 8 Bände Archivakten des 
Strafverfahrens gegen Just...habe ich 
dem Zentralarchiv des Landes Bran- 
denburg in Potsdam zur ständigen 
Archivierung übersandt." 


Andres Villaverde - seit 
Oktober 1991 Gefangener ın 
einem Peruanischen 
Militärgefängnis 


Andres Villaverde wurde im Oktober 
1991 auf der Straße in Lima verhaf- 
tet. Zunächst wurde behauptet, er 
habe mit einer Flasche Benzin die er 
bei sich trug, vermutlich einen Sabo- 
tageakt ausführen wollen. Danach 
wurde er verdächtigt, eine Guerilla- 
organisation zu unterstützen, 

Er wurde in das berüchtigte 
Hochsicherheitsgefängnis in Lima 
gebracht, wo zuletzt im Mai 1992 
mindestens 35 Gefangene vom Mili- 
tär ermordet wurden. Es ist in diesem 
Gefängnis nicht selten, daß Menschen 
jahrelang festgehalten werden, ohne 
daß ein Verfahren eröffnet wird. 
Manche kennen nicht einmal den 
Grund ihrer Verhaftung. 

Vor allem poltische Gefangene 


43 


sisch zugrunde zu richten. 

Andres Villaverde hat seit sei- 
ner Inhaftierung vor 18 Monaten 
noch immer keine Unterstützung von 
draußen, die es ihm ermöglichen 
würde, seine Freilassung durch- 
zusetzen. Zur Zeit hat er noch nicht 
einmal einen unabhängigen Anwalt. 
Er benötigt dafür 700 Doller, eine 
Summe, die er nie aus eigener Kraft 
aufbringen kann, 

In Berlin wurde eine Unterstützer- 


gruppe "Freiheit für Andres Villa- 
verde" gebildet, die versucht das 
nötige Geld aufzutreiben. Am 09.Mai, 
ab 12.00 Uhr findet dazu in der Um- 
weltbibliothek Berlin, Schliemann- 
str.22, O-1058 Berlin, ein 
Informations- "Katerfrühstück" mit 
einem Film und der Unterstüt- 
zergruppe statt. Außerdem können 
Geld-Spenden vorläufig über: Info- 
laden Bandito Rosso, Lottumstr.10a, 
O-1054 Berlin, abgegeben werden. 


Berichtigungen 


sind seit Januar 1993 dem "Regimen 
Cerrado" (Isolationshaft) unterworfen. 
Die Haftbedingungen im Isolations- 
trakt zielen offensichtlich darauf ab, 
die Gefangenen psychisch undphy- 
Werner Mathes von der Zeitschrift 
“Stern” schreibt uns: 

"Sie behaupten schon im "telegraph” 
und jetzt wieder in "Horch & Guck, 
daß Eppelmann und Hirsch den 
"Stern" wegen dessen Berichter- 
stattung angezeigt hätten. 

Das trifft nicht zu. Weder Herr 
Eppelmann oder Herr Hirsch noch 
von ihnen beauftragte Rechtsanwälte 
haben bis zum heutigen Zeitpunkt 
den Stern angeschrieben, geschweige 
denn eine Gegendarstellung verlangt. 

Sie sind also offensichtlich 
falschen Informationen aufgesessen.” 


Red: Eppelmann und Hirsch hatten 
zum Zeitpunkt des Berichts ein juri- 
stisches Vorgehen geplant. Fallen- 
gelassen wurde dann im Vorfeld 
schon der Gedanke, auch gegen die 
Zeitschrift "Horch und Guck" zu kla- 
gen. Warum die beiden Herren auf 
rechtliche Schritte verzichtet haben, 
ist uns nicht bekannt. 


Hallo, Telegraph, geschafft habt ihrs 
wahrlich, trotz guter Beiträge in 
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Eurem Blatt LeserInnen aus der 
Provinz durch Euren ungeheuren 
Durchblick und der Art über den 
Dingen zu stehen, aufs Argste zu 
vergraulen. Wir hatten ja schon 
desöfteren bei den Meldungen dieses 
Kaum-zu-glauben-Gefühl, aber bei 
der in BILD-Manier zusammen- 
geflickten Info über Radio F.R.E.l. 
wars auch um unsere solidarische 
Gelassenheit geschehen, mit der wir 
uns so manches von FreundInnen 
gefallen lassen. 

Uns ist völlig schleierhaft, woher der 
Stoff ist, aus dem ihr solche Stories 
fabriziert. Zum Einen: Richtig ist, 
daß Radio F.R.E.I. ein Projekt ist, 
daß der bisher gleichnahmige Förder- 
verein initiiert hat. Dieses Projekt 
integriert aber wesentlich mehr Leute 
als den einen Verein. Lediglich dieser 
hat sich umbenannt, und zwar nicht 
wie ihr schreibt, auf Forderung des 
Magistrats (für wie blöd haltet ihr die 
Leute hier eigentlich?), sondern um 
die breiter gewordene Projektbasis zu 
dokumentieren, und um etwaige 
Kriminalisierungsversuche durch 
Identifikation mit dem Projektnamen 
aus dem Weg zu gehen. 
Zum Anderen hatte das auch nicht 
den “Erfolg....daß der erneuerte Ver- 
ein jetzt einen unsicheren Mietvertrag 
in einem in einem in Abwicklung 
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befindlichen Betrieb erhielt, zum stol- 
zen Preis von 18,- DM pro Quadrat- 
meter." Diese Sache hatte dem 
F.R.E.l e.V., jetzt KOMED, neben 
euch auch der Magistrat zugemutet, 
nachdem er im Vorjahr durch einen 
Ratsbeschluß zur Hilfe bei der Be- 
schaffung von Räumlichkeiten ge- 
zwungen wurde. Tatsächlich nutzt der 
Verein einige von der VL gemietete 
Räume, die diese nicht mehr benötigt. 
Das Eine hat mit dem Anderen so 
wenig zu tun wie Ihr offenbar mit 
einem Telefonanruf hier in Erfurt zur 
Recherche. Die Nummer steht übri- 


gens im F.R.E.l. Brief, aus dem Ihr 
des Öfteren zitiert. 

Zum Letzten könntet ihr selbigen 
auch mal benutzen, um über Strate- 
gien im Kampf um Gegendf- 
fentlichkeit zu diskutieren und zu 
kritisieren, ohne nervige Pauschal- 
urteile zu fällen. Ansonsten schert 
euch zur taz. 

Mit lauen Grüßen 
Radio F.R.E.l. 


immer noch 


Red: Die Meldung war eine Zusam- 
menfassung der Neuigkeiten ım 
letzten "Freibrief". Insofern erschien 


Post 


Vielen Dank für die regelmäßen TKDV- 
Berichte. Ich habe diesen Mut nicht 
aufgebracht und bin ganz brav zum 
Zivildienst angetreten, Ich fürchte aber, 
daß das Zeichen, das die TKDV-Leute 
setzen, nur in den Sand gemacht ist und 
schon bald verwehen wird. Die Probleme 
Militarismus und Kriegsdienstpflicht 
hängen nämlich nicht so eng zusammen, 
wie man auf den ersten Blick zu glauben 
geneigt ist. Meine Prophezeiung ist: Die 
Kriegsdienstpflicht wird über kurz oder 
lang abgeschafft (und allenfalls in eine 
allgemeine Zivildienstpflicht von wenigen 
Monaten umgewandelt, wenn die 
Wohlfahrtsverbände über Geld- und 
Personalnot klagen). Einiges spricht 
dafür: 

1 Vorbilder USA, Großbritannien. 

2. Werden solche Gedanken auch von 
"unseren" Politikern immerhin schon 
geäußert. 

3. Die allgemeine Finanzmisere hat auch 
die Bundeswehr längst erfaßt, der 
Wunsch, hohe Schlagkraft zu erhalten bei 
immer teurer werdendem Gerät muß mit 
weniger Menschenmaterial ausgeglichen 
werden, hunderttausende von schlecht 
ausgebildeten Stoppelhopsern kann sich 
die Bundeswehr nicht mehr leisten... 

4. Dem Wunsch nach internationaler 
Präsenz der deutschen Armee stehen 
innerhalb der Bundeswehr zwei Gruppen 
entgegen: a) die Vaterlandsmilitaristen, 
die unter Berufung auf das Grundgesetz 
nur ihre Heimat verteidigen wollen und 
sonst nichts; b) all die jungen Rekruten, 
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die nur aus Bequemlichkeit den 
Kriegsdienst nicht verweigert haben, in 
der Hoffnung, dadurch bessere Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt zu haben, in 
derAnnahme, der "Ernstfall" werde 
sowieso nie eintreten. Diese Leute sind 
eher Sand im Getriebe der Armee denn 
Öl: sie machen sich nach der 
Grundausbildung ein schlaues Leben und 
haben keinen Bock, in Afrika ihre Birne 
hinzuhalten... 

Die Abschaffung der Kriegsdienst- 
pflicht wird-unbestreitbar einen 
Fortschritt für die individuelle Freiheit 
bedeuten, über den wir uns freuen. Doch 
darf die Friedensbewegung (gibt’s die 
überhaupt noch?) bei dieser Freude über 
das Mehr an individueller Freiheit nicht 
untätig die gesellschaftlichen 
Nebenwirkungen verschlafen, als da 
wären: nr 

a) Radikalisierung der Armee, die jetzt 
eine Freiwilligen- und Berufsarmee ist, 
die aus gescheiterten Klempnerlehrlingen 
mit Rambomentalität, gutbürgerlichen 
Neokolonialisten etc., etc. bestehen 
Nebenwirkungen verschlafen, als da 
wären: 

a) Radikalisierung der Armee, die jetzt 
eine Freiwilligen- und Berufsarmee ist, 
die aus gescheiterten Klempnerlehrlingen 
mit Rambomentalität, gutbürgerlichen 
Neokolonialisten etc., etc. bestehen wird. 
b) Die "Operationen" dieser Armee wer- 
den von der Gesellschaft nicht mehr so 
kritisch unter die Lupe genommen; so 
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kritisch unter die Lupe genommen; so 
nach dem Motto - ich muß ja nicht hin, 
mir doch egal, laßt die machen was se’ 
wollen... Schlimmstenfalls wird die 
Armee dann - wie in USA und GB - zum 
Entertainer der Nation: Wenn im Lande 
alles jammert und klagt, kein Geld, keine 
Arbeit, dann schalten wir die Glotze an 
und gucken, wie unsere Jungs (und 
Mädels) den Nigern ein paar aufs Maul 
hauen... 

Geil, ne? Besser als Krimi... 

S.G., Aachen 

‚.„Doch noch ein Kompliment an den 
"telegraph" - nach wie vor ein ausge- 
sprochen themenvielfältiges, interessantes 


solltet Euch auf’n paar Themen - 
vielleicht die Stasi betreffen beschränken. 
Sicher ist Eure Kompetenz da sehr groß... 
doch gehören eben auch all die anderen 
Sachen hinein, von denen man/frau ja 
sonst so wenig hört/liest. Sicher gibt es 
gelegentlich Recherchefehler, wie in jeder 
Zeitschrift, die sich mit mehr oder 
weniger brisanten Themen 
auseinandersetzt. Auch, denke ich, steht 
es jedem Redakteur, jedem Verfasser zu, 
seine Meinung in seinem Text zu 
verarbeiten - egal ob’s nun meiner 
entspricht oder nicht. Blöd wird’s nur, 
wenn irgendwelche Leute oder Gruppen 
scheinbar nur aus Frust runtergemacht 


Blättchen im Bilderstreßwald. Laßt Euch werden!... T.D. Leipzig 
nicht hemmen von Leuten, die meinen,Ihr 
Termine 


eine nochmalige Nachfrage nicht 
nötig. Möglicherweise haben wir et- 
was mißverstanden und ihr habt euch 
etwas unklar ausgedrückt. Das andere 


wollen wir nicht gehört haben. 

Mai 993 Workshop - Lastenfahrräder selbst 
gebaut- irgendwo in Brandenburg. Um den 
ewig-theorielastigen Veranstaltungen zu entflie- 
hen, soll ein Lasten-Fahrrad entstehen. Infos 
bei Volker und Eva, Bildungswerkstatt 
Brandenburg, 0-1560 Potsdam, Lindenstr.53, 
Fon&Fax: 0331722092 (Mi-Fr 10-15h) 
10.-19.5.93 Aktion - Besetzung der 
Fraktionsräume der Grünen Landtagsfraktion in 
Hannover. Die Aktion ist der Höhepunkt eines 
Aktionskonzeptes des Arbeitskreises 
Teststrecke Oldenburg. Kontaktadresse: W- 
2900 Oldenburg, Groninger Str.28, 
Te1.0441/777 309 

20.-23.5.93 , 9. Bürgerinitiativen Verkehrs- 
Kongreß in Halle(Sachsen-Anhalt), 
Anmeldebogen anfordern bei UMKEHR, 
Exerzierstr.20, 1000 Berlin 65, Tel. 030/492 
7473(Mo-Fr 11-16Uhr) 

26.5.93 Aktion gegen die Teststrecke 
Oldenburg bei der Daimler-Hauptversammlung 
in Stuttgart. Kontaktadresse: Arbeitskreis 
Teststrecke, W-2900 Oldenburg, Groninger 
Str.28,Tel. 04441/7777 309 . 
7.-9.5.93 Treffen zur Arbeit von Initiativen mıt 
Deserteuren/ Kriegsdienstverweigerern aus dem 
ehemaligen Jugoslawien im Friedensbüro, 
Steingasse 47 in Salzburg, Beginn: Fr 19 Uhr, 
Anmeldung aus der BRD über AG"KDV im 
Krieg" erforderlich! 

4.-16.5.93 Trainingsworkshop in gewaltfreier 
Aktion, "Kreatives und selbstbestimmtes 
Handeln als Antwort auf rassistische Gewalt”, 
Veranstalter: Internationaler Versöhnungsbund, 
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Deutscher Zweig, Anmeldung: Ulrich Sonn, 
Hittorfstr.21, 1 Berlin 33, nur teilweise 
Anwesenheit wird nicht gestattet. 

29.4.93, Nicaragua-heute, VertreterInnen der 
Kooperative Lopez berichten über die aktuelle 
Situation, im BAOBAB, Winstr. 53, 0-1055 
Berlin, 9.30Uhr 

2.5.93 "Blumen aus Kolumbien" - ein 
schmutziges Geschäft, kolumbianische 
Blumenarbeiterinnen berichten, Vortrag mit 
Dias, BAOBAB, Winsstr. 53, O-1055 Berlin 
19.30 Uhr j 
10.5.93 El Salvador nach’ einem Jahr 
Friedensprozeß-chemalige Flüchtlinge berichten 
ber ihre aktuelle Situation, BAOBAB, Winsstr. 
53, 0-55 Berlin, 9.30 Uhr 
Veranstaltungen der Reihe Südosteuropa 
aktuell im Haus der Demokratie, Friedrichstr. 
165, 0-80 Berlin, Beginn 19.30 Uhr 

28.4.93 Rehabilitierungsversuche des 
ehemaligen Hitlerverbündeten Antonescu- 
Revision des Geschichts bildes in Rumänien, 
Referent: Wlliam Totokffreier Journalist) 
Veranstaltungen der Gedenkbibliothek zu 
Ehren der Opfer des Stalinismus, 
Hausvogteiplatz 3-4, 0-10808 Berlin 

17.5. 15 Uhr, Für mich ging die Mauer mitten 
durchs Herz, Sigrid Rührdanz 
(Krankenschwester) spricht über ihre damalige 
Sorge um ihr schwerkrankes Kind, die sie mit 
Stasi-Haft bezahlte 

6.5. 19 Uhr Joachim Oertel (Autor,Berlin), 
Gangster und Neonazis im SED-Staat 

13.5. 19 Uhr Manfred Kittlaus (Landes- 
polizeidirektor von Berlin), ZERV, die 
kriminalpolizeiliche Seite der Bewältigung der 
DDR-Vergangenheit 

26.-28.5. Zwischen Müllberg, Bürgerprotest 
und ökologischem Stoff-Management, Tagung 
in der Ev. Tagungsstätte Haus Ortlohn, 
Berliner Platz I, 5860 Iserlohn 
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telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 

__ 1Jahr (45.- DM) 

__ 1/2 Jahr (23.- DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 
_ auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 

Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! 


An 
Redaktıon telegraph 
Schlıiemannstr. 22 
Berlin O0-1058 


Ich bestelle Exemplare 
der Sondernummer Mai/ 92 zum Preis 
von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 


Name: 


Datum/Unterschrift 


telegraph - das Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für Str./Nr.: 
l Jahr (45.-DM) an: Ort/PLZ: 
Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 


_ per Abbuchung Bar 


Konto-Nr. 


Bankleitzahl 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 


Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ıst, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mıt der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatısch, wenn nıcht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph"” noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph”-Abo ! 

Förderabo: 

Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sıe eine Zeitschrift wie den "telegraph" 
unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM ım Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph" nicht besonders gut. 
Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet eın Auslandsabo ım Jahr 60,-DM. 

Sondernummer: 

Auf dieser Karte findet sıch auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Mai/9? 

(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 


